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§1. 

Einleitung. 

Der nichtrechtsfähige Verein ist ein Rechtsgebilde neuerer 
Zeit und verdankt seine Entstehung dem Konflikte zwischen 
Staatsgewalt und Volksinteresse. 

Solange Qegensätze zwischen Staatsgewalt und den Be- 
strebungen seiner Angehörigen nicht bestehen, sei es nun, weil 
sich eigenes Wohlergehen und Staatswohl im Bewußtsein der 
Individuen identifiziert (wie in Alt-Rom) oder weil ein Gegensatz 
infolge der Schwäche der Staatsregierung und der persönlichen 
Macht des Einzelnen ausgeschlossen ist, wie im mittelalterlichen 
Deutschland, steht nichts im Wege, daß mehrere Personen durch 
Verbindung ihrer Kräfte einen gemeinsamen Zweck verfolgen und 
insofern eine Gesamtperson darstellen. 1 ) 

So bestand zur Zeit der Republik in Rom Vereinsfreiheit: 
Priesterkollegien, gewerbliche Vereine und sodalidates mit rein 
ideellen Zwecken bildeten sich unabhängig von staatlicher Kon- 
trolle. 2 ) Als aber mit dem Anwachsen Roms zur Weltmacht eine 
bedeutende Zahl unzufriedener Elemente in dem Staatswesen auf- 
genommen waren, die die politische Sicherheit, insbesondere die 

1) Das Bestehen von juristischen Personen innerhalb seines Herrschafts- 
bereiches ist dem Staate auch ans dem Grande nicht gleichgültig, weil 
dieselben, wenn sie in großer Anzahl nnd großer Stärke auftreten, leicht 
ein Hemmnis für eine gedeihliche Entwickelang des Staatsganzen werden 
können, indem ßie Vermögensmassen in sich aufnehmen, die dauernd 
ihnen verbleiben und dadurch den physischen Personen entzogen werden. 
Die Lebensgüter sind aber in erster Linie zur freien Zirkulation und 
für den einzelnen Menschen da; was an juristische Personen fällt, wird 
den natürlichen entzogen. Die juristische Person lebt ewig resp. sie ist 
tot (tote Hand), was an sie fällt, verbleibt ihr leicht dauernd, während 
das Vermögen der Einzelmenschen zum mindesten bei ihrem Tode wieder 
an andere fällt, mithin der freien Zirkulation zurückgegeben wird. Vergl. 
Crome, Bürgerl. Recht, Allg. Teil S. 229. 

2) Vergl. Pernice, Labeo, Bd. I S. 290. — Savigny, System des r. R., Bd. 2 
S. 255 ff. — Dernburg, Pandekten, Bd. I S. 150. 
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Person der Caesaren, durch Verschwörungen gefährdeten, mußte 
ein Umschwung eintreten. Julius Caesar und sein Nachfolger 
Augustus verboten grundsätzlich die Gründung von Vereinen und 
machten ihr Bestehen von einem Privileg, einer lex specialis, ab- 
hängig, die den Verein zugleich mit den Rechten einer juristischen 
Person ausstattete. 8 ) Vereine, die nicht konzessioniert waren, 
wurden als Corpora illicita betrachtet, waren rechtsunfähig, ihre 
Errichtung mit Strafe bedroht. 4 ) Staatliche Autorisation blieb bis 
Justinian die Grundlage des Bestehens und der Rechts-, insbe- 
sondere der Vermögensfähigkeit des Vereins. 5 ) Dieser römische 
Gedanke ist auch von den Canonisten und Glossatoren des Mittel- 
alters aufgenommen, die für jeden Verein staatliche Genehmigung 
(concessi o superioris) erforderten, 6 ) und ist nach der herrschenden 
Ansicht auch gemeines Recht geworden. 7 ) 

Wie in Alt-Rom stand auch das ältere deutsche Recht auf 
dem Boden freier Vereinsbildung. Nur war hier als Folge des 
germanischen Associationstriebes das Vereinsleben ein bunteres, 
beweglicheres als in Rom: Unter dem Adel die Erbverbrüderungen 
und die ritterlichen Ganerbschaften, auf dem Lande Gaugenossen- 
schaften und Markgenossenschaften, in den Städten die gewerb- 
lichen Gilden, Innungen und Zünfte, die Orden und Brüderschaften, 
ferner an den Flüssen und den Küsten die Siel- und Deichgenossen- 
schaften. Diese deutschrechtlichen Vereine besaßen aber nicht 
die strenge Organisation des römischen Vereins, der universitas, 
sondern wiesen mannigfache Spielarten im inneren Aufbau und 
im Eintritt ins Rechtsleben auf. Sie räumten teils, obwohl sie 
Rechtspersönlichkeit besaßen, ihren Mitgliedern weitgehende 
Rechte ein, und nahmen andrerseits zwar nicht die Selbständigkeit 
im Rechtsverkehr für sich in Anspruch, übertrugen aber die Ge- 



3) Vergl. Dernburg a. a. 0. S. 155. 

4) 1. 20 Dig. de reb. dubiis 34, 5; 1. 3 pr. Dig. de coli, et corp. 4722; 
1. 1 § 1 Dig. quod cujuscunque universitatis 3, 4; 1. 2 Dig. de coli, et 
corp. 47, 22; 1. 1 Dig. ad leg. Juliam 48, 4. 

*) Vergl. öierke, Genossenschaftsrecht, Bd. III S. 81. — Dernburg a. a. 0. 
S. 151. 

6) Vergl. Gierke a. a. 0. S. 290, 368. 

7) Vergl. Stobbe, Deutsches Priyatrecht, Bd. I § 52 Nr. 6 und die dort 
zitierten. — Cosack, Lehrb. d. bürg. R., Bd. I S. 97. — Die Partikular- 
gesetzgebung bat ebenfalls durchweg das Konzessionssystem angenommen, 
vergl. z. B.A.LR. II, 6 § 26. — Vergl. auch Enneceerus-Lehmann, d. b. R. 
Bd. I S. 76. 
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Schäftsführung und Vertretung vielfach einem Gesamtorgane, so 
daß nicht die einzelnen Genossen, sondern die Gesamtheit als 
Verkehrssubjekt erschien. Der allen gemeinsame Grundzug war 
der, daß die Genossen innerhalb dieser Verbände, wie durch zwei 
ineinander verschlungene Hände treffend symbolisch dargestellt 
wird, 8 ) nur gemeinsam verfügen und nur gemeinsam verpflichtet 
werden konnten, mithin an ihrem Anteil am Verbandsvermögen 
nur kraft Mitgliedschaft berechtigt waren und eines Anspruches 
auf Teilung entbehrten. 

Diese deutschrechtlichen Gedanken wurzelten so tief im 
Volke, daß selbst die Rezeption des römischen Rechtes sie nicht 
sogleich auszurotten vermochte. 9 ) Die erstarkende Staatsgewalt 
des 17. und 18. Jahrhunderts aber fühlte sich wie das Caesarentum 
durch die freie Vereinsbildung in seiner Souveränität geschmälert. 
Ihr widerstrebten autonome Gebilde innerhalb ihrer Machtsphäre; 
und unter dem Druck der Staatsgewalt hielten auch in das deutsche 
Vereinsleben die römischen Bestimmungen ihren Einzug. Wenn- 
gleich das öffentliche Vereinsrecht der Römer, das die Bildung 
von Vereinen schlechthin von einer lex specialis abhängig machte, 
nicht rezepiert wurde, so brauchte ein Verein die Konzession doch, 
um die Rechte einer juristischen Person zu erlangen. Wurde dem 
Verein nun die Rechtspersönlichkeit nicht verliehen, so blieb für 
seine juristische Behandlung nur die Rechtsform der societas übrig, 
ein lediglich obligatorisches Rechtsverhältnis zwischen den socii, 
die persönlich die Träger der Rechte und Pflichten sind, die an 
dem gemeinsamen Vermögen in der Weise beteiligt sind, daß der 
Anteil eines jeden einen Bestandteil seines Privatvermögens bildet, 
über den er, da es sich nur um obligatorische Gebundenheit 
handelt, wirksam verfügen kann, den er auch, wenn ein pactum 
ne dividatur nicht klausuliert war, im Wege der Gemeinschafts- 
teilungsklage für sich beanspruchen kann. 

Diese römische societas war nun wohl eine Form des Ge- 
sellschaftsverhältnisses, die den schwachen römischen Vereins- 

8) Vergl. Knoke, Das Recht der Gesellschaft, S. 4. 

9) Gierke, Genossenschaftsrecht, Bd. I S. 65—77, ist sogar der Ansicht, daß 
das deutsche Recht der freien Körperschaftshildung sich gewohnheits- 
rechtlich überall erhalten habe, wo es nicht durch partikuläre Gesetz- 
gebung aufgehoben sei. In der Tat hat aber die Landesgesetzgebung 
fast ausnahmslos das Konzessionssystem übernommen (vergl. Sicherer, 
Genoesenschaftsgesetz, S. 86 Nr. 6. — Dernburg a. a. 0. Bd. I S. 152), 
wodurch ein Gewohnheitsrecht ausgeschlossen wird. 
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bedürfnissen genfigte, paßte aber für die deutschrechtlichen Ge- 
bilde absolut nicht, sondern setzte denselben vielmehr ein starkes 
Hemmnis in Entwicklung und Lebensfähigkeit entgegen. Dies 
blieb auch der Gesetzgebung und der Wissenschaft nicht lange 
verborgen und verursachte alsbald eine Reaktion zugunsten der 
deutschrechtlichen Begriffe, die auch durch die Praxis in der Recht- 
sprechung lebhafte Unterstützung fand. So gelangte im preußischen 
allgemeinen Landrechte das deutschrechtliche Prinzip zur An- 
erkennung, indem über das gemeinschaftliche Vermögen nur alle 
Gesellschafter zusammen verfügen können; 10 ) und das deutsche 
Handelsgesetzbuch führte bei Regelung der offenen Handelsgesell- 
schaft nicht nur eine vollkommene Trennung des Gesellschafts- 
vermögens von dem Privatvermögen der einzelnen Gesellschafter 
durch, 11 ) sondern erkannte ihr auch das Recht zu, unter ihrer 
Firma Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen, 
Eigentum und andre dringliche Rechte an Grundstücken zu er- 
werben und vor Gericht klagen und verklagt zu werden. 12 ) Wo 
aber die Landesgesetzgebung versagte oder zähe an den römischen 
Theorien festhielt, da arbeitete die Wissenschaft, um eine Form 
zu 1 finden, die den gemeinrechtlich gewordenen römischen Grund- 
sätzen und den Anforderungen des praktischen Lebens genügte. 

Zu diesem Zwecke wurden die mannigfachsten Versuche 
gemacht 

Die einen glaubten, daran festhalten zu müssen, daß Vereine, 
welche nicht concessione die Rechtsfähigkeit erlangt hatten, als 
Sozietäten zu betrachten seien, waren aber der Ansicht, daß es 
ihnen gestattet sein müsse, durch Vertrag oder Statutenbestim- 
mung die Regeln des Gesellschaftsrechts derart zu modifizieren, 
daß ihnen ein korporationsähnliches Dasein möglich sei. Die Ver- 
treter 18 ) dieser Theorie der modifizierten Sozietäten erblicken in 
dem gemeinrechtlich sanktionierten Prinzip der freien Stellver- 
tretung einen Ausweg, auf welchem im Gegensatz zur römischen 
societas, wo consensus omnium erforderlich war, nunmehr Vor- 
standshandlungen und Majoritätsbeschlüsse zur Geltung gelangen, 



10) Vergl. Dernburg, Preußisches Privatrecht, Bd. II S. 650 ff. 

11) H.Ö.B. (älterer Fassung) Artikel 110—122. 

12) Art. 111 a. a. 0. 

18) Vergl. Stobbe a. a. 0. § 61; Schmid im Archiv f. civ. Pr. Bd. 36; Gerber, 
System des deutschen Privatrechts, §§ 49, 195; Salkowski, Lehre von den 
juristischen Personen, S. 52. 
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und erklären von diesem Gesichtspunkte die Möglichkeit einer 
korporativen Organisation auch innerhalb der societas") 

Eine andre Richtung bestritt, daß diese deutschrechtlichen 
Qebilde überhaupt in römische Rechtsformen eingezwängt werden 
dürften. Man schuf den zwischen der universitas und der societas 
liegenden Mittelbegriff der freien deutschen Genossenschaft Nur 
schwankte man, ob man diese Genossenschaften als juristische 
Personen betrachten solle oder nicht. 15 ) Beseler, der Begründer 
des Begriffes, bezeichnet die deutsche Genossenschaft als eine 
reale Körperschaft, die in gleicher Weise eine juristische Person 
sei wie die von den Mitgliedern gelöste Idealfigur der römischen 
universitas. Sohm 16 ) dagegen versagt der Genossenschaft die 
Bedeutung eines Rechtssubjektes und gelangt im Ergebnis zu dem- 
selben Ziele, wie etwa die Vertreter der modifizierten Sozietäten, 
denen er nur im Ausdruck, nicht aber der Sache nach fern steht. 11 ) 

Einen Schritt weiter tat noch Gierke. Unter Berufung auf ein 
gemeinrechtlich zur Anerkennung gelangtes Gewohnheitsrecht be- 
hauptet er, daß im gemeinen Rechte Körperschaftsfreiheit ge- 
herrscht habe, und kommt dadurch zu dem Resultate, daß jede 
korporativ organisierte Personenmehrheit, die einen erlaubten 
Zweck verfolge, die Rechtspersönlichkeit besitze. 18 ) 

Wir sehen also, die gemeinrechtliche Doktrin war in ihrer 
Anschauung über die Rechtsnatur der Vereine, welche mangels 
Konzession der staatlich verliehenen Rechtspersönlichkeit ent- 
behrten, völlig zersplittert. 

Mag nun auch zugegeben werden, daß die Qierke'sche Lehre 
am meisten den Anforderungen des Verkehrslebens und dem 
Willen der Mitglieder, welcher nicht in contrahendam societatem, 
sondern vielmehr auf Schaffung einer im Verkehr als Einheit dar- 
stehende Gesamtperson gerichtet ist, entspricht, so darf doch nicht 
verkannt werden, daß die ganze Theorie auf einer unhaltbaren 
Annahme gegründet ist, der gewohnheitsrechtlich zur Anerkennung 



") Vergl. bes. Schmid a. a. 0. S. 184 ff. 

15) Beseler, System des deutschen Priyatrechts, §70; Gierke, Deutsches 
Privatrecht, S. 458. 

16) Sohm, Die deutsche Genossenschaft, S. 89. 

17) Sohm a. a. 0. S. 41 Nr. 61. 

18) Gierke, Genossenschaftstheorie, S. 66—77, S. 79. VergL auch Deraburg, 
Pandekten, Bd. I § 63; Fitting in der krit Viertelj.-Schr. Bd. I S. 586; 
Regelsberger, Pandekten, S. 312. 
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gelangten Vereinsfreiheit. Zur Entstehung eines Gewohnheits- 
rechtes kann es nicht genügen, wenn einige Gerichte sich in ihren 
Entscheidungen auf denselben Standpunkt stellen. 1 *) Jedenfalls 
spricht zunächst stark gegen eine solche Annahme, daß die Landes- 
gesetzgebung durchweg die Vereinsfreiheit beseitigte und das 
Konzessionssystem einführte. Die letzten Bedenken müssen aber 
schwinden, wenn aus der weit überwiegenden Anzahl gericht- 
licher Entscheidungen, insbesondere auch des Reichsgerichts, 
hervorgeht, daß man die Auffassung der nichtkonzessionierten 
Vereine als Korporationen mit Rechtspersönlichkeit nicht teilte. 
Somit folgt aus dem gesamten tatsächlich vorherrschenden Rechts- 
zustande, daß von einem gewohnheitsrechtlich eingebürgerten 
Prinzip der freien Körperschaftsbildung nicht die Rede sein kann, 
und es wäre verkehrt, aus Rücksicht auf das wahre innere Wesen 
der Vereine eine solche tatsächliche Rechtslage außer Acht zu 
lassen. 20 ) 

Mit dem Konzessionssystem mußte man gemeinrechtlich 
rechnen, andrerseits aber durfte man sich nicht den Anforderungen 
des praktischen Lebens verschließen. Deshalb bildete sich bei den 
Gerichten, insbesondere dem Reichsgericht der ständige Brauch 
aus, solchen Vereinen, die nicht die Rechtsfähigkeit erlangt hatten, 
innerlich aber wie Korporationen organisiert waren, eine Sonder- 
stellung zwischen den Korporationen und der Gesellschaft einzu- 
räumen. Dabei sollten die Regeln des gemeinen römischen 
Rechtes nie außer acht gelassen werden. Wo man sich eng an 
die römischen Normen klammerte, konnte man wenigstens im 
Hinblick auf die societas publicanorum einen Mitgliederwechsel 
gestatten, wo man freieren Blickes auch deutschrechtlichen Ideen 
die Tür öffnete, räumte man den nichtrechtsfähigen Vereinen noch 
zahlreiche andre korporative Rechte ein, ohne sie zu Körper- 
schaften selbst zu erheben. Man stattete sie mit Vermögensfähig- 
keit aus, mit dem Rechte, unter ihrem Namen Rechte zu erwerben 
und Verbindlichkeiten zu übernehmen, entzog den Mitgliedern 
den Anspruch auf Teilung des Vermögens, stattete sie im Prozesse 
mit passiver, ja aktiver Parteifähigkeit aus und ließ unter Um- 
gehung des Requisits staatlicher Verleihung durch künstliche 
Konstruktionen den nichtrechtsfähigen Vereinen eine fast gleiche 



1») Gierke a. a. 0. 

20) Cohn, Schuldeuhaftnng, S. 17. 
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rechtliche Beurteilung zuteil werden, wie den staatlich be- 
stätigten. 21 ) 

Qleichwohl häuften sich in Ermangelung gesetzlicher Vor- 
schriften die Streitfragen mehr und mehr; es war daher um so 
freudiger zu begrüßen, daß das B. Q. B. eine Regelung dieser un- 
sicheren Rechtslage übernehmen wollte. 

Freilich drohte zuerst der Versuch einer reichsrechtlichen 
Regelung des Vereinsrechtes wiederum an den oben erklärten 
gegensätzlichen Forderungen des Staates und der Volksvertretung 
zu scheitern, und der erste Entwurf enthielt somit keinerlei ver- 
einsrechtliche Bestimmungen. Bei der Abfassung des zweiten 
Entwurfes aber gelangte man doch zu einem Kompromisse: Man 
brach mit den alten Traditionen des Konzessionssystems und ent- 
fernte die römischen Grundsätze aus dem Gesellschaftsrechte. 

An die Spitze des Vereinsrechtes stellte man nunmehr den 
Satz, daß ein Verein, der ideale Zwecke verfolgt, nicht mehr der 
staatlichen Willkür seine Rechtspersönlichkeit verdanken solle, 
machte seine juristische Selbständigkeit vielmehr abhängig von 
der Erfüllung einer Reihe zum Zweck staatlicher Kontrolle auf- 
gestellten Normativbestimmungen; wirtschaftliche Vereine dagegen 
sollten, soweit sie nicht anders schon eine reichsrechtliche 
Regelung erfahren hatten, 22 ) erst durch staatliche Verleihung die 
Rechtspersönlichkeit erwerben. 

Dadurch schien den nichtrechtsfähigen Vereinen, die unter 
dem gemeinen Rechte unter solch großer Rechtsunsicherheit gelebt 
hatten, wesentlich geholfen, denn sie brauchten es sich nur nicht 
verdrießen zu lassen, die leichten Formvorschriften des Gesetzes 
zu erfüllen, wenigstens soweit sie ideale Zwecke verfolgten. 
Gleichwohl war aber vorauszusehen, daß auch, abgesehen von 
wirtschaftlichen Vereinen, die immer noch der Konzession be- 
dürfen, auch eine große Anzahl von Vereinen, die dem Vergnügen, 
der Geselligkeit und dem Sporte gewidmet sind, teils aus Nach- 
lässigkeit, teils weil ihnen zurzeit die Rechtsfähigkeit entbehrlich 
schien, die Eintragung ins Vereinsregister und somit den Erwerb 



21) Vergl. Ennecceruß-Lehmann a. a. 0. Bd. I S. 93 f. ; Abrahamsohn, Schulden- 
haftung, S. 2. 

22) VergL §§ 6, 105-178 H.G.B. (Akt.-Ges. u. Komm.-Ges. a. Akt.); R.-Gea. 
v. 20. IV. 1892 (Ges. m. b. H.); R.-G«s. ▼. 15. VI. 1888; ▼. 28. I. 1885; 
v. 10. IV. 1892 (Krankenkassen); E.-Ges. v. 6. VII. 1884; v. 28. V. 1885; 
Y. 5. V. 1886; v. 11. VII. 1887; y. 13. VII. 1887 (Beruf sgenossenschaften). 
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der Rechtspersönlichkeit versäumen würde.") Deshalb ist auch 
im B. 0. B. der nichtrechtsfähige Verein besonders geregelt. § 54 
bestimmt im Satz 1 : 

„Auf Vereine, die nicht rechtsfähig sind, finden die Vor- 
schriften über die Gesellschaft Anwendung." 

§2. 
Nichtrechtsfähiger Verein und Gesellschaft. 

Diese Bestimmung des § 54 ist aber auch die einzige Stelle, 
an der das B. G. B. von nichtrechtsfähigen Vereinen spricht. Dabei 
enthält dieselbe keinerlei Angaben über Wesen und Begriff des 
nichtrechtsfähigen Vereins, ordnet vielmehr nur materiell an, daß 
er nach Gesellschaftsrecht beurteilt werden solle. 

Es liegt daher wohl der Gedanke nahe, daß der Gesetzgeber 
des nichtrechtsfähigen Vereins nur aus dem Grunde Erwähnung 
getan habe, um ihn nicht rücksichtlich seiner wirtschaftlichen und 
politischen Bedeutung zu ignorieren, um ihn nicht der Gefahr 
auszusetzen, als rechtliches Nichts behandelt zu werden, 24 ) daß 
er ihn im übrigen aber lediglich als eine Abart der Gesellschaft 
und nicht als eine selbständige rechtliche Erscheinungsform be- 
trachtet wissen wollte. 26 ) 28 ) Demgegenüber aber gibt der zweite 



23) Vielleicht mögen auch die Kosten der Eintragung eine Bolle mitspielen. 
So meint Standinger in seinem Aufsatze über die Rechtsnatur der nicht- 
rechtsfähigen Vereine (Deutsche Jur.-Ztg., Jahrg. V S. 376 in Anm.), daß 
die Eintragungskosten eines verzweigten Vereins leicht mehrere Tausend 
Mark betragen können. 

24) Vergl. Planck, Anm. zu § 54 B.G.B. 

25) Vergl. Endemann, Einf. i. d. St. d. B.G.B., Bd. I S. 200 ff.; Crome, System, 
S. 259 „die betreffenden Bildungen sind also Gesellschaften"; Matthiaß, 
Lehrb. d. bürg. R., S. 129, hält Gesellschaft und nichtrechtsfähigen 
Verein' für wesensgleich ; Cosack a. a. 0. Bd. II S. 415 „der nichtrechts- 
fähige Verein ist einfach eine Art der Gesellschaft"; Planck Bd. II 
S. 853 „Gesellschaften, die nach Art der juristischen Personen korporativ 
organisiert sind". 

26) Im Gegensatz dazu meint Leist (Vereinsherrschaft und Vereinsfreiheit 
im künftigen Beichsrecht S. 37 Anm. 1), daß außer den besonders reichs- 
rechtlich geregelten Gesellschaften des Handelsrechts bürgerlich recht- 
liche Gesellschaften als solche gar nicht in Frage kämen, daß vielmehr 
gesellschaftsartige Gebilde des bürgerlichen Bechts unter die Kategorie 
der nichtrechtsfähigen Vereine fielen, und daß der ganze Titel über die 
Gesellschaft (§§ 705 ff.) nur der nichtrechtsfähigen Vereine wegen auf- 
genommen sei. Leist kommt zu diesem auffälligen Besultate durch seine 
Tendenz, den nichtrechtsfähigen Verein als ein von den Korporationen 
verschiedenes, lebensunfähiges und unglückliches Gebilde hinzustellen. 
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Satz des § 54 dem nichtrechtsfähigen Vereine eine ganz besondere, 
dem Qesellschaftsrecht fremde Bestimmung, verleiht ferner die 
Z. P. O. demselben im § 50 Abs. 2 die passive Parteifähigkeit im 
Prozesse und bestimmt im § 735, daß zur Zwangsvollstreckung 
in das Vermögen eines nichtrechtsfähigen Vereins ein gegen den 
Verein ergangenes Urteil genügt, und gestattet schließlich die K. O. 
im § 213 ein Konkursverfahren über das Vermögen eines nicht- 
rechtsfähigen Vereins. Auch spricht das B.Q.B. an Stellen, wo nur 
ein nichtrechtsfähiger Verein gemeint sein kann, nicht von Ge- 
sellschaft, sondern von Vereinen. 27 ) Der nichtrechtsfähige Verein 
bleibt demnach trotz seiner Stellung unter das Qesellschaftsrecht 
immer noch ein Verein, 28 ) und wenn der Gesetzgeber den nicht- 
rechtsfähigen Verein etwas stiefmütterlich behandelt hat, so hat 
er ihn doch in seinem Wesen als Verein nicht schmälern wollen, 
sondern nur einen Zwang auf seine Mitglieder ausüben wollen, 
sich um die leichtgemachte Erlangung der Rechtsfähigkeit zu 
bemühen. 29 ) 

Aufgabe der Wissenschaft ist es danach geblieben, das Wesen 
und die Rechtsverhältnisse dieses Gebildes, das ein Verein ist 
und nach Gesellschaftsrecht behandelt werden soll, festzustellen. 

Zu diesem Zwecke ist zunächst eine Abgrenzung verwandten 
Begriffen, dem rechtsfähigen Verein und der Gesellschaft gegen- 
über, erforderlich. , 

Vom rechtsfähigen Vereine ist der nichtrechtsfähige Verein 
ebenso einfach wie klar unterschieden durch die Ermangelung 
der juristischen Persönlichkeit. Der nichtrechtsfähige Verein 
wäre Korporation, wenn Vereinsfreiheit herrschte, 80 ) der Unter- 
schied liegt nicht in der äußerlichen Konstruktion und Organisation, 
sondern in der Anordnung des Gesetzgebers. Wollen wir also 
die zweite begriffliche Grenze gegenüber der Gesellschaft ziehen, 



27) §§ 21, 22 „ein Verein erlangt Rechtsfähigkeit" ; vergl. ferner §§ 59, 61, 62. 

28) Vergl. Standinger a. a. 0. S 376 „die nichtrechtsfähigen Vereine bleiben 
also Vereine in demselben allgemeinen Begriffssinne wie die sog. rechts- 
fähigen Vereine"; Eck, Vorträge über das B.G.B., S. 49 „der nichtrechts- 
fähige Verein ist von der Gesellschaft wesentlich verschieden nnd mit 
den rechtsfähigen Vereinen an einem Gattungsbegriff verbunden" ; Hachen- 
bnrg, Vorträge über das BGB., 8. 476 „Er ist in der Auffassung des 
Gesetzes ein Verein"; Gierke, Vereine ohne Rechtsfähigkeit, S. 12 „der 
Verein ist keine Gesellschaft", vergl. auch S. 10. 

29) Vergl. Protokolle d. II. Komm. S. 2498; Mngdan, Materialien, S. 640. 
*>) Vergl. Gierke a. a. 0. S. 12. 

2 
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so handelt es sich um eine fundamentale Festlegung des Vereins- 
begriffes überhaupt, nicht um Definierung bloß des nichtrechts- 
fähigen Vereins. 81 ) 

Ueber den Vereinsbegriff schweigt das Gesetz, das Wesen 
der Gesellschaft aber erklärt es im § 705 dahin, „daß durch den 
Gesellschaftsvertrag die Gesellschafter sich gegenseitig ver- 
pflichten, die Erreichung eines gemeinsamen Zweckes in der durch 
den Vertrag bestimmten Weise zu fördern, insbesondere die ver- 
einbarten Beiträge zu leisten". 

Den Unterschied des Vereins von einer solchen Gesellschaft 
finden nun die Protokolle 82 ) darin, daß es sich bei der Gesellschaft 
in der Regel um Vereinigungen einer geringen Anzahl von Per- 
sonen handele, häufig nur von kurzer Dauer zu einem wirtschaft- 
lichen oder Erwerbszwecke; Vereine dagegen hätten in der Regel 
einen größeren Bestand von Mitgliedern und verfolgten zumeist 
dauernde und nicht wirtschaftliche, sondern ideale Zwecke, oder 
seien der Geselligkeit oder der Erholung gewidmet. Für den 
Bestand einer Gesellschaft sei ferner die Individualität ihrer Be- 
gründer derart wesentlich, daß in Ermangelung einer abweichenden 
Vereinbarung das Ausscheiden eines Gesellschafters die Auflösung 
der Gesellschaft zur Folge habe. Bei den Vereinen dagegen trete 
die Individualität der Begründer meist gänzlich zurück, und werde 
der Bestand und die Fortdauer des Vereins durch den Wechsel 
der Mitglieder in keiner Weise berührt 

Diese Ausführungen der Protokolle enthalten aber keine 
sicheren Kriterien. Wie es möglich und sogar häufig der Fall ist, 
daß Vereine wirtschaftliche und eigennützige Zwecke verfolgen, 
so ist es umgekehrt auch wohl denkbar, daß eine Gesellschaft 
idealen und gemeinnützigen Zwecken gewidmet ist. 88 ) Nach § 736 
B. G. B. kann im Gesellschaftsvertrage auch eine Bestimmung ge- 
troffen werden, wonach ihr Bestand und ihre Fortdauer vom 
Wechsel der Mitglieder unabhängig ist, und ein Verein kann gewiß 
statutarisch bestimmen, daß seine Mitgliederzahl eine geschlossene 



81) Mit Recht erklärt Löwenfeld, „der Vereinsbegriff des B.G.B. ist unab- 
hängig von dem Begriffe der Rechtsfähigkeit und mnß unabhängig von 
diesem Merkmale festgestellt werden", cf. o. Standingers Komm, zum 
B.G.B. Bd. I S. 94. 

32) Vergl. Protokolle I. S. 2-188. 

83) Gierke a. a. 0. S. 10; Knoke a. a. 0. S. 15; Oertmann, Komm. z. R. 
d. Seh., Vorbem. z. Titel Gesellschaft, S. 441. 
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sein solle, so daß das Ausscheiden eines Mitgliedes die Auflösung 
des Vereins verursache. 84 ) Nichts zur Sache tut auch Name, Sitz 
und Vorstand: Das Gesetz selbst spricht bei Personenverbänden, 
die rechtsfähige Vereine sind, von Gesellschaften ; M ) „auch eine 
Gesellschaft kann sich durch eine Vorstandsbildung und die Ein- 
führung von Mehrheitsbeschlüssen festigen". 86 ) Die Folge ist also, 
daß, wenn auch in der Mehrzahl der Fälle die einzelnen Kriterien 
des Kommissionsprotokolles bewährte Indizien sind und in der 
Regel das Richtige treffen mögen, gleichwohl eine sichere Be- 
griffsbestimmung nicht möglich ist, denn wir haben gesehen, daß 
eine Gesellschaft auf den ersten Blick wie ein Verein und ein 
Verein wie eine Gesellschaft aussehen kann. Somit will Gierke 
nur nach dem Gesamteindrucke beurteilen können, wann ein Verein 
entstanden sei, und findet als das entscheidende Kennzeichen „eine 
ihrem Gesamtinhalte nach als Körperschaftsverfassung erschei- 
nende Einrichtung". Ein Verband ist ein Verein, wenn er so 
organisiert ist, „daß er seinen Mitgliedern als besonderes einheit- 
liches Ganzes gegenübertritt und im Verkehr als solches sich gibt 
und genommen wird". 87 ) 

Diese Gierke'schen Worte klingen «sehr Überzeugend und 
haben eine zahlreiche Anhängerschaft gefunden. Und doch 
möchten wir trotz der entgegenstehenden Autorität andrer Meinung 
sein. Die zitierte Wendung Gierkes sagt nämlich im Grunde ge- 
nommen nichts Neues, als was schon das Protokoll hervorhebt, 
nur enthält sie den Zusatz, daß man mit Sicherheit auf einen Verein 
schließen könnte, wenn die Summe der Kriterien auf einen 
solchen deuteten, während sie vereinzelt sichere Folgerungen nicht 
gestatteten. Versetzen wir uns einmal in die Praxis und in die 
Lage eines Richters, der zwecks Prüfung der passiven Partei- 



84) Vergl. Gierke a. a. 0. S. 11. Sachau, der nichtrechtsfähige Verein als 
Unternehmer eines Handelsgewerbes i. d. Ztschr. f. d. ges. H. K., Bd. 66 
S. 457. — a. M. Standinger, Vereinsrecht nach dem B.G.B., 8. 35; 
Meurer, Die juristischen Personen nach deutschem Reichsrecht, S. 64 
„der Schwerpunkt wird bei der Begriftbestimmung in erster Linie in der 
Geschlossenheit zu suchen sein". Ehrenberg, Art. Gesellschaftsvertrag 
im Handwörterbuch der Staatswissenschaften (2. Aufl.)» Bd. 4 S. 924 ff. 

85) Die Aktiengesellschaft und die Gesellschaften m. b. H. sind s. B. rechts- 
fähige Vereine im Sinne des B.G.B. § 22. 

86) Gierke a. a. 0. S. 11. 

87) Gierke, eodera. Vergl. auch Hellwig, Anspruch und Klagerecht, S. 294 ; 
Rehbein, Komm., Bd. I S. 39 ff.; Endemann a. a. 0. Bd. I S. 208. 

2* 
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fähigkeit eines Personenverbandes untersuchen soll, ob derselbe 
eine ihrem Qesamtinhalte nach als Körperschaftsverfassung er- 
scheinende Einrichtung besitze. Zur Lösung dieser schweren Auf- 
gabe wird der Richter die Statuten resp. den Gründungsvertrag 
einsehen. Hat er aber nun in der Tat auch gefunden, daß aus 
dem Statut in allen Richtungen, was Name, Vermögen, Vorstand- 
schaft, Geschlossenheit der Mitglieder betrifft, sich eine korporative 
Verfassung offenbart, so ist er doch noch nicht sicher, daß er es 
mit einem Vereine zu tun hat, denn die Gesellschaft kann ja nicht 
nur in einzelnen Punkten, sondern in jeder Richtung sich eine 
vereinsartige Verfassung geben.* 8 ) Da also auf diesem Wege kein 
sicheres Resultat zu erlangen ist, müßte der Richter weiter unter- 
suchen, ob der Verband „seinen Mitgliedern als besonderes ein- 
heitliches Ganzes gegenübertritt und im Verkehr sich als solches 
gibt und genommen wird". Eine harte Aufgabe für den Richter: 
Was er aus dem Statut nicht lesen kann, soll er trotz der 
Schwierigkeit des Rechtsverhältnisses aus laienhaften Zeugen- 
aussagen feststellen. Dies grenzt ans Unmögliche, denn um zu 
erkennen, ob ein Personenverband sich im Verkehr als Körper- 
schaft gibt und als solche genommen wird, bedürfte es eines 
intimen Eindringens in das Vereinsleben, wie es dem heutigen 
Praktiker nicht möglich ist. Wie wollte man schließlich eine 
Personenvereinigung beurteilen, die überhaupt noch keine Organi- 
sation hat und doch schon als Verein mit besteht; soll eine solche 
ein Verein, eine Gesellschaft oder gar ein rechtliches Nichts sein? 
Es muß deshalb noch ein andres Kriterium gefunden werden, 
als solches bezeichnet zuerst Hachenburg 89 ) und nach ihm ver- 
schiedene andre Autoren 40 ) den Willen der den Verband bildenden 
Personen. Wollen die Mitglieder durch ihre Vereinigung ein neues 
Verkehrssubjekt schaffen, das ihnen selbst einheitlich gegenüber- 
tritt, bezahlen sie ihre Beiträge, um dieses losgelöste Wesen mit 
einem Vermögen auszustatten, so wollen sie einen Verein bilden 
und bilden einen Verein; wollen sie dagegen persönlich Träger 
von Rechten und Pflichten sein, wollen sie, daß das Verbands- 
vermögen nur ein gebundenes Privatvermögen aller Genossen sei, 
so wollen sie eine Gesellschaft bilden und bilden eine Gesellschaft. 



38) Vergl. Meurer a. a. 0. S. 66. 

39) Hachenburg a. a. 0. S. 490. 

40) Knoke a. a. 0. S. 21. Swart, Der nichtrechtsfähige Verein nach dem 
B. G. B., S. 7. Meurer a. a. 0. S. 67. 



Digitized by 



Google 



21 

Das Gesetz kann nun dem Willen der Mitglieder, eine rechtsfähige 
Körperschaft zu bilden, die Anerkennung versagen, Über den 
Willen einen nackten Verein darzustellen aber hat es keine Macht 
„Ein Verein ist also immer da anzunehmen, wo die mehreren 
Personen ein von ihnen verschiedenes und von ihrer Individualität 
unabhängiges Rechtssubjekt schaffen wollen/' 41 ) 

Gegen diese Lehre von der entscheidenden Macht des Willens 
sind aber verschiedene Bedenken laut geworden: 

1. Einem Vereine, der in die unangenehme Lage kommt, im 
Prozesse als Beklagter aufzutreten, kann es alsdann zum Bewußt- 
sein kommen, daß die Sonderbestimmungen, welche das Gesetz 
für den nichtrechtsfähigen Verein gegeben hat, eitel Nachteile 
für ihn bedeuten, und nur zum Schutze Dritter ergangen sind. 
Da die Mitglieder wissen, daß die Gesellschaft nicht in der Weise 
angegriffen werden kann, wie der Verein, so wollen sie nunmehr 
eine Gesellschaft bilden. So könnte z. B. eine Personenvereitiigung, 
die äußerlich durch Namen und Organisation den Stempel eines 
Vereins trägt, im Prozesse dem klagenden Gegner entgegenhalten: 
Ich will kein Verein, sondern eine Gesellschaft sein; und die 
Folge wäre, daß die Klage wegen mangelnder Parteifähigkeit des 
Beklagten abgewiesen werden müßte, ein Schlag ins Gesicht für 
Prozeßpraxis und Rechtsgefühl! 42 ) 

2. In vielen Fällen wird den Personen, die einen Verband 
unter sich schließen, gar nicht zum Bewußtsein kommen, daß man 
den Verein und die Gesellschaft unterscheidet; Leute, die einen 
Verein bilden wollen, nennen sich Gesellschaft, und umgekehrt 
Die Reichsgesetze selbst schwanken in der Terminologie. Man 
denke an eine Vereinigung von Damen zu Wohltätigkeitszwecken. 
Wenn die Mitglieder selbst nicht wissen, was sie wollen, wie kann 
dann ihr Wille ausschlaggebend sein für das Wesen ihrer Ver- 
einigung? 43 ) 

Auf diese Einwendungen möge folgendes erwidert werden: 

Das erste Bedenken, daß ein Personenverband durch 

momentane Willensschwankungen der Mitglieder abwechselnd als 

Verein oder als Gesellschaft zu betrachten sei, und dadurch im 

Prozesse Schwierigkeiten bereiten könne, beruht lediglich auf einer 



41) Knoke a. a. 0. 

42) VergL Frhr. v. Heintze, Der nichtrechtsfähige Verein nach nenem Eecht. 
S. 13 ff. 

48) Vergl. Sachan a. a. 0. S. 459. 



Digitized by 



Google 



22 

irrigen Auffassung des Willensbegriffes. Es ist nicht ganz richtig, 
wenn Oierke sagt: „nicht der Wille entscheidet, sondern die 
Tat 44 . 44 ) Das bedeutet eine Verkennung des Willens im Rechtsleben, 
ich erinnere nur an die Lehre vom Irrtum, vom Scherz, von Schein- 
geschäften, vom Besitzwillen des Eigenbesitzers usw. Der Wille 
ist der Urheber jeder Tat und offenbart sich in der Tat und ist zu 
unterscheiden vom Wunsche, welcher häufig mit dem Willen nicht 
übereinstimmt, weil der Wille unter dem Zwange der Lebens- 
verhältnisse steht, der Wunsch aber keinen Zwang kennt und 
endlos schweifen kann. Der Wille ist rechtserheblich, der Wunsch 
eine Seifenblase im Recht. Haben sich also mehrere Personen 
verbunden mit dem Willen, eine Qesamtperson zu schaffen, offen- 
bart sich „der succesiv sich entfaltende und verkörpernde Wille 
des Gemeinwesens, der in diesem Akte sich selbst bejaht 4 *, 4 *) so 
liegt ein Verein vor, und wird nun eine derartige Personen- 
vereinigung in die Lage versetzt, sich im Prozeß als Beklagte zu 
verantworten, so mag sie wohl den Wunsch haben, augen- 
blicklich nur eine Gesellschaft zu sein, und mag auch den Versuch 
machen, einen dahingehenden Willen zu erheucheln. Maßgebend 
ist aber weder Wunsch noch Simulation, die Entscheidung folgt 
vielmehr aus dem wahren inneren Willen und dieser ist bei 
Vereinsmitgliedern nach wie vor derselbe. 

Auch das zweite Bedenken, daß ein auf eine bestimmte Ver- 
bandsform gerichteter Wille häufig gar nicht vorhanden sei, ist 
leicht zu beschwichtigen. Der Wille braucht ja nicht in der exakten 
Form zu bestehen, daß sein Inhalt gerichtet ist auf Bildung der 
Rechtsform eines Vereins oder einer Gesellschaft des B.G.B.;. es 
genfigt vielmehr, wenn die Mitglieder es als natürlich oder selbst- 
verständlich empfinden und verlangen, daß ihr Verband eine von 
ihrer Individualität gelöste Gesamtperson sei und ein korporatives 
Dasein führe. 46 ) 

Natürlich genügt aber der bloße Wille einer Anzahl von 
Personen noch nicht, um einen Verein ins Leben zu rufen; er ist 
nur ein Kriterium, das die Entscheidung gibt, wann ein Verein 
und wann eine Gesellschaft vorliegt; der Wille muß zur Tat 
werden. Es muß immer berücksichtigt werden, daß der Verein 
eine gedanklich von den Mitgliedern losgelöste fingierte Person 

**) Vergl. Gierke a. a. 0. S. 11 Anm. 20. 

45) Gierke, GenoBsenschaftstheorie, S. 69. 

46) Meurer a. a. 0. S. 6&- 
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ist, die entweder vom Rechte als solche anerkannt ist oder nicht 
Beim nichtrechtsfähigen Verein ist sie zweifellos vom Rechte nicht 
beachtet, darum ist der Verein aber doch ein Verkehrssubjekt, und 
ist für die Mitglieder wenigstens die Person, in deren Interesse sie 
ihre Beiträge usw. leisten. So schaffen die Mitglieder auch in dem 
nichtrechtsfähigen Vereine eine neue Person, 47 ) die wohl privat- 
rechtlich nicht anerkannt wird, im öffentlichen Vereinsrechte aber 
ein Rechtssubjekt ist wie der rechtsfähige Verein. 48 ) Eine Person 
entsteht nun aber nicht durch einen Willen, einen bloßen Konsens, 
sondern durch einen Akt, wie auch die physische Person nicht 
durch den Vertrag der Eheschließung entsteht: Es ist ein tatsäch- 
licher Akt erforderlich, und dieser ist bei Schaffung der Vereins- 
person die Unterordnung der Mitglieder unter den Vereinswillen, 
unter ein Lebewesen, das sie erst selbst erzeugt haben. 

Nehmen wir ein praktisches Beispiel: Eine Anzahl von Herren, 
Hundeliebhaber, treffen sich verabredungsgemäß in einer Wirt- 
schaft und beschließen, gemeinschaftlich zur Veredlung der Hunde- 
rassen beizutragen. Sie wollen zu diesem Zwecke Schliefplätze 
und Zwinger anlegen und wollen, um Scherereien mit dem Grund- 
buchamte zu vermeiden, sich ins Vereinsregister eintragen lassen. 
Nach dieser Beschlußfassung gehen die Personen auseinander, um 
acht Tage später Entwürfe für eine Satzung einer zweiten Ver- 
sammlung zu unterbreiten und weiterzuberaten. Auf der zweiten 
Versammlung wird ein Statut angenommen, ein Vorstand gewählt, 
dem Verbände der Name „Kynologischer Verein" mit dem Sitze 
in Xheim gegeben. Da aber eines der Mitglieder sich bereit er- 
klärt hatte, gegen Herabsetzung seines Beitrages auf einem ihm 
gehörigen Grundstücke die erforderlichen Zwinger und sonstigen 
Anlagen zu errichten, glauben die Mitglieder, auf eine grundbuch- 
amtliche Festlegung, und somit auf die Eintragung des Vereins 
verzichten zu können. Sie wollen als nichtrechtsfähiger Verein 
bestehen. 

Diese Hundeliebhaber beschlossen bereits auf ihrer ersten 
Zusammenkunft, ein Verein zu sein, und hatten auch einen dahin- 
gehenden Willen. Durch ihren bloßen Willenskonsens aber war 
ein Verein noch nicht entstanden. Ihre Vereinigung war lediglich 



47) Person ist hier nicht identisch mit Rechtssnbjekt, persona heißt deutsch 
Maske and soll hier nur als Bild für die Einheitsbehandlung der sahi- 
reichen Glieder gelten. 

48) Vergl. öierke, V. o. B , S. 15. 
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ein Vertrag, der eine Mehrzahl von Personen bindet, etwa eine 
Gesellschaft. Erst auf der zweiten Versammlung wurde der 
Verein geschaffen, indem die Mitglieder den Willen bekundeten, 
unter der festgelegten Satzung dem Vereinszwecke zu dienen. 
Hätten dagegen die Mitglieder auf der zweiten Versammlung auch 
gesagt, wir wollen unser Verhältnis so einrichten, daß jedes Mit- 
glied berechtigt ist, den Zwinger zu benutzen, daß an Stelle eines 
ausscheidenden auch ein neues treten kann, aber wir wollen uns 
den Aufwand eines schriftlichen oder gedruckten Statutes, eines 
Vorstandes und regelmäßiger Zusammenkünfte ersparen und nach 
eigenem Ermessen jeder seinen Vorteil suchen, dann wollten sie 
keinen Verein gründen, dann bildeten sie nur eine Gesellschaft. 

§ 3. 
Die Hauptregel des § 54 Satz 1 B.G.B. 

Ist nun nach dem erkennbaren Willen der Mitglieder das Vor- 
handensein eines Vereins nicht zu bezweifeln, so ist, falls dieser 
Verein die Rechtsfähigkeit nicht erlangt hat, als Hauptregel für ihn 
der § 54 Satz 1 anzuwenden: 

„Auf Vereine, welche nicht rechtsfähig sind, finden die Vor- 
schriften über die Gesellschaft Anwendung." 

Diese Vorschrift wirkt frappierend. Trotzdem man lange er- 
kannt hatte, daß einzig und allein eine korporative Behandlung den 
Bedürfnissen der nichtrechtsfähigen Vereine genüge, trotzdem die 
Praxis unter dem Drucke deutschen Rechtsempfindens denselben 
viele korporative Rechte eingeräumt hatte, werden die Vereine 
ohne Rechtsfähigkeit nun wieder in die alte Zwangsjacke gesteckt, 
die an ihrer Lebensfähigkeit würgt. 

Dabei muß es auffällig erscheinen, daß der Gesetzgeber diese 
Anordnung nicht im Gesellschaftsrecht, sondern unter dem Ab- 
schnitt „Vereine" gegeben hat. 49 ) Wollte er damit nur andeuten, 
daß er nicht verkenne, daß auch der nichtrechtsfähige Verein 
seinem wahren Wesen nach ein Verein sei, oder wollte er vielmehr 
damit bestimmen, daß auch auf die nichtrechtsfähigen Vereine die 
Vorschriften für rechtsfähige Vereine Anwendung finden sollen, 
soweit es das Gesellschaftsrecht gestattet? Wenn auch der Ge- 
setzgeber unter Verein KaTegoxTiv nur den rechtsfähigen verstanden 



49) Im Entwurf des B. G. B. zweiter Lesung stand die Bestimmung über die 
nichtrechtsfähigen Vereine in annähernd demselben Wortlaute wie jetzt 
in § 676 im Gesellschaftare cht. 
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wissen will, wie aus der Titelüberschrift „juristische Personen" 
hervorgeht, so identifiziert er doch nicht Verein mit rechtsfähigem 
Vereine, und da das Gesellschaftsrecht keine Normen darüber ent- 
hält, wie ein nichtrechtsfähiger Verein organisiert sein soll, so 
bleibt nichts übrig, als auch für die nichtrechtsfähigen Vereine, die 
ja doch Vereine sind, dem allgemeinen Vereinsrecht so weit zu 
unterstellen, als das Gesellschaftsrecht an Vorschriften ermangelt. 
Dänach erhalten wir aber die Scheidung, daß ein nichtrechtsfähiger 
Verein materiell nach Gesellschaftsrecht und formell nach Vereins- 
recht der §§ 21 ff. zu beurteilen ist. 50 ) Es sind jedoch engere 
Qrenzen zu ziehen: 

Einerseits kann nicht das gesamte Vereinsrecht zur An- 
wendung kommen. Wo das Qesetz ausdrücklich vom rechts- 
fähigen Verein spricht, oder wo es sich um Anordnungen handelt, 
wie Vereine materiellrechtlich behandelt werden sollten (vergl. 
§ 31 B.Q.B.), ist natürlich eine Anwendbarkeit auch für nichtrechts- 
fähige Vereine ausgeschlossen; wo das Gesetz aber rein formelle 
Grundsätze einer korporativen Organisation gibt, da ist Geltung 
der betreffenden Stellen auch für den nichtrechtsfähigen Verein 
anzunehmen. Als solche sind z. B. aufzufassen die Bestimmungen 
über den Sitz des Vereins (§ 24), den Vorstand (§ 26), Bestellung 
desselben (§ 27), die Mitgliederversammlung (§ 32 ff.) und über 
das Ausscheiden eines Mitgliedes (§ 39 B. G. B.). 

Andrerseits enthält aber auch das Gesellschaftsrecht eine 
Reihe von Bestimmungen, die für den nichtrechtsfähigen Verein 
schlechterdings nicht anwendbar sind. Hierher gehören z. B. die 
Bestimmung des § 709, wonach den Gesellschaftern die Führung 
der Geschäfte gemeinschaftlich zusteht, des § 727, wonach der Tod, 
und des § 728, wonach der Konkurs übef das Vermögen eines 
Gesellschafters die Gesellschaft auflöst. Diese Bestimmungen 
würden mit den organisatorischen Vorschriften der §§ 26, 39 B.G.B. 
in direktem Widerspruche stehen. Glücklicherweise ist aber dank 
der wenig zwingenden Natur 51 ) der Normen des Gesellschafts- 
rechts leicht möglich, diesen Widerspruch zu beseitigen, indem die 
genannten Stellen des Gesellschaftsrechts vor den formellen 
korporativen Vorschriften des Vereinsrechts das Feld räumen 
müssen. 



60) Vergl. Sachati a. a. 0. S. 452 ff. 

M) Unsicher ist freilich, wo zwingendes und wo nichtswingendes Recht 
▼erliegt ; vergl. Gierke a. a. 0. S. 14. 
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Und gerade diese dispositive Natur der Regeln des Gesell- 
schaftsrechts ermöglicht es den nichtrechtsfähigen Vereinen, sich 
ein erträgliches körperschaftsähnliches Dasein zu verschaffen; der 
nichtrechtsfähige Verein „kann durch geschickte Festsetzung 
seiner Statuten in fast allen Beziehungen eine ähnliche Behandlung 
in den praktischen Fragen bewirken, als ob er ein rechtsfähiger 
Verein wäre". 52 ) 

Dabei kommt es zustatten, daß das B. Q. B. nicht das römische 
Sozietätsrecht aufgenommen hat, sondern das deutschrechtliche 
Prinzip der „gesamten Hand" auch der Gesellschaft zu Grunde 
gelegt hat, wodurch wenigstens nach innen die Mitglieder wie 
bei der juristischen Person behandelt werden. 68 ) 

Von Wichtigkeit ist noch die Frage, wie die einer korporativen 
Organisation widersprechenden Normen des Gesellschaftsrechts 
abgeändert werden können. Da sowohl der Gesellschaftsvertrag 
(§ 705), als auch die Verfassung eines Vereins (§ 25) an eine Form 
nicht gebunden ist, kann auch die Satzung eines nichtrechtsfähigen 
Vereins formlos aufgestellt werden, und es ist theoretisch wohl 
denkbar, daß Bestimmungen, welche der korporativen Konstruktion 
entgegenstehen, als stillschweigend wegbedungen gelten können. 54 ) 
Da aber die Satzung eines Vereins nur in verschwindend wenigen 
Fällen auf einem formlosen Uebereinkommen beruhen wird, viel- 
mehr fast immer schriftlich niedergelegt ist, so muß auch darin 
expressis verbis angegeben sein, welche Vorschriften des Gesell- 
schaftsrechts keine Geltung haben sollen, denn das Gesetz verlangt 
eine Aenderung im Gesellschaftsvertrage (vergl. z. B. § 727 B.G.B.). 

§4. 
Die Gründung des nichtrechtsfähigen Vereins. 

Zur Gründung eines nichtrechtsfähigen Vereins ist erforder- 
lich eine Mehrzahl von Personen, die sich zur Erreichung eines 
gemeinsamen Zweckes verbinden, und ein konstituierender Akt. 
Da im Gesetz nicht bestimmt ist, welche Mindestzahl von Personen 
das persönliche Substrat eines nichtrechtsfähigen Vereins bilden 
sollen, dürfte die Zweizahl genügen. 5 *) Diese Personen müssen 



62) Enneccerus- Lehmann a. a. 0. Bd. I S. 456 IV. 

63) Vergl. Matthiaß a. a. 0. Bd. I S. 129. 

64) Vergl. Planck Anm. 2 a zu § 54; Gierke a. a. 0. S. 14; Eck a. a. 0. S. 80; 
Enneccerus -Lehmann a. a. 0. S. 97. 

66) So verlangt z. B. das B.-Ges. betr. Gesellschaften m. b. H. im § 1 nur 
zwei Personen zur Gründung einer Gesellschaft dieser Art, die ein rechts- 
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sich zu einem Vereine konstituieren. Dabei ist nach den obigen 
Ausführungen zu unterscheiden die Willenseinigung der Personen, 
gegen Zahlung von Beiträgen einen gemeinsamen Zweck zu er- 
reichen, und die Aufnahme dieser Vertragsbestandteile in eine 
Verfassung, die den Organismus darstellt, welchem die Mitglieder 
sich unterordnen. Wir sehen, die Verfassung, die die Regel des 
Vereinslebens enthält, hat materielle und formelle Vorschriften 
aufzuweisen. 

Zunächst haben die Mitglieder sich zu einem bestimmten 
Z w e c k e zu vereinigen. Dieser mag ein idealer oder wirtschaft- 
licher, ein religiöser oder politischer, ein wissenschaftlicher oder 
rein geselliger sein; er darf nur nicht gegen Qesetz oder gute 
Sitten verstoßen oder unmöglich zu erreichen sein ; in solchen 
Fällen folgte die Nichtigkeit der Gründung aus den §§ 138, 306 bis 
308, 726 B. Q. B. 56 ) Daß dieser Zweck aber ein dauernder sei, ist 
nicht erforderlich. Zwar ist eine bloße Versammlung von 
Menschen noch kein Verein, denn sie ist nicht organisiert und 
will nicht als Verein existieren, wohl aber können Personen- 
vereinigungen wie Denkmal-Komitees und Wahlagitations-Aus- 
schüsse einen Verein im Sinne des Qesetzes darstellen. 57 ) 

Erforderlich ist ferner, daß die Mitglieder sich über die 
Leistung von Beiträgen geeinigt haben; daß dagegen ein be- 
stimmtes Vermögen vorhanden sein müsse, ist nicht vorgesehen. 5 *) 

Durch Einigung über Zweck und Beiträge ist aber nur ein 
Vertrag entstanden, der rechtlich eine Gesellschaft darstellt, und 



fähiger Verein im Sinne des B.G.B. ist. Im Gegensatz dazu verlangte 
das gemeine Recht anf römischer Grundlage die Dreizahl. Vergl. 1. 85 
Dig. 60, 16: Neratius Priscus tres facere existimat colleginm, et hoc 
magis seouendumest, vergl. Gierke, Deutsches Privatrecht, S. 484. 

Wenn auch im § 56 bestimmt ist, daß die Eintragung ins Vereins- 
register nur erfolgen solle, wenn die Hitgliederzahl mindestens 7 betrüge 
so geht daraus noch nicht hervor, daß zur Gründung eines Vereins an sich 
7 Personen erforderlich sein sollen. Vergl. auch Hachenburg a. a. 0. S. 207 
Als Mitglieder können übrigens nicht nur physische Personen, 
sondern wiederum Vereine in Frage kommen ; vergl. z. B. die Satzungen 
des Gesamtverbandes Deutscher Metallindustrieller in §2: „Jeder örtliche 
Verband oder Verein, welcher gleiche Zwecke verfolgt, kann als Bezirks- 
verband Mitglied des Gesamtverbandes werden." 

M) Vergl. Swart a. a. 0. S. 12. 

87) Vergl. Bntsch.. d. R.-G. in Zivilsachen Bd. XVIII 8. 169. Gierke, 
Genossenschaftsrecht, Bd. I S. 149. 

W) Anders bei der Aktiengesellschaft, vergl. § 178 B.G.B. 
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dadurch wird wohl eine gesellschaftliche Gebundenheit der 
Kontrahenten, aber noch nicht ein Verein geschaffen. Erst wenn 
auf Grund des Gesellschaftsvertrages eine Organisation festgelegt 
ist, in welcher der Verein in Zukunft leben soll, und die Mitglieder 
sich dieser Verfassung unterordnen, ist der Verein entstanden. 
Zur Organisation des Vereins aber gehören nach allgemeinem 
Vereinsrechte statutenmäßige Angaben über Namen, Sitz, Vor- 
stand, Geschäftsführung, Mitgliederversammlung und Wechsel der 
Mitglieder. 

Formell ist also zur Gründung eines Vereins erforderlich: 

1. ein Name. Das Gesetz verlangt ausdrücklich im § 56, 
daß der nichtrechtsfähige Verein, der die Eintragung in das 
Vereinsregister nachsucht, einen Namen haben muß. Daraus 
könnte man arg. e contr. schließen, daß nicht alle rechtsfähigen 
Vereine einen Namen haben müßten; dies wäre jedoch irrig. Gegen 
jeden nichtrechtsfähigen Verein ist gemäß § 50 Z. P. O. eine Klage 
möglich und zu diesem Zwecke muß der Verein einen Namen 
haben, denn es würde schwerlich einen Richter geben, der eine 
Klage gegen „die Vereinigung derjenigen Personen, welche zur 
Veredlung der Hunderassen beitragen wollen", zulassen würde. 19 ) 
Gerade am Namen wird der Praktiker, in vielen Fällen der Verein 
im Gegensatz zur Gesellschaft erkennen. Der Name des Vereins 
genießt auch den gesetzlichen Schutz des § 12 B. G. B. 90 ) 

2. Der Verein muß ferner einen Sitz haben; enthält das 
Statut keine Bestimmungen, so gilt als Sitz des nichtrechtsfähigen 
Vereins der Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird (vergl. 
§ 24 B. G. B.). 

3. Vor allem aber muß der nichtrechtsfähige Verein einen 
Vorstand haben. Hierüber sind sich die meisten Schriftsteller 91 ) 
einig, ihre Begründung ist aber unsers Erachtens nicht immer 



5») Vergl. auch §§253 Abf. 2, 313 Abf. 1 C.P.O. 

•0) Cosack a. a. 0., Nachtrag an 8. 91 d. Bd. I „Allerdings ist die maß- 
gebende Gesetzesstelle in einen Abschnitt gestellt, der die Ueberschrift 
Natürliche Personen« tragt; indes kann nicht bezweifelt werden, daß sie 
analog auch anf die juristischen Personen anwendbar ist". — Dann 
natürlich anch anf Vereine aller Art. — Vergl. Protokolle Bd. IV 
8. 115/116; Hachenbnrg a. a. 0. 8. 112 „Hat der nichtrechtsfähige Verein 
gleich dem rechtsfähigen Vereine einen vom Gesetz anerkannten Namen, 
so muß ihm auch der Schntz desselben gewährt werden". 

W) Vergl. Gierke, V. o. R., S. 11. Dernbnrg, Das bürgerliche Recht, Bd. I 
8. 220; Hachenbnrg a. a. 0. 8. 487 (211); Cohn a. a. 0. 8. 20. 
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richtig; sie berufen sich auf die §§ 59 Abs. 1 und 62 Abs. 1 des 
B.Q. B., in welchen von dem Vorstande eines nichtrechtsfähigen 
Vereins die Rede ist Diese genannten Paragraphen beziehen sich 
aber auf solche nichtrechtsfähigen Vereine, welche die Rechts- 
fähigkeit erwerben wollen. Der Grund für das Erfordernis eines 
Vorstandes liegt vielmehr darin, daß nach allgemeinem Vereins- 
recht eine korporative Verfassung ohne einen Vorstand gar nicht 
denkbar ist; deshalb bestimmt auch § 26, dessen formelle Vor- 
schrift, wie oben dargelegt, für den rechtsfähigen wie für den 
nichtrechtsfähigen Verein gilt, „der Verein muß einen Vorstand 
haben". „Der Vorstand ist ein essentiale des nichtrechtsfähigen 
Vereins, eine conditio sinequanon."") 

4. und 5. Schließlich hat die Satzung Angaben über die 
Generalversammlung und den Wechsel der Mitglieder zu ent- 
halten. 

Somit entsteht ein rechtsfähiger Verein dadurch, daß mehrere 
Personen ihren auf Gründung eines Vereins gerichteten Willen 
dadurch realisieren, daß sie einer nach dem Vorbilde der 
Korporationen detailliert ausgearbeiteten Verfassung sich unter- 
ordnen, ohne jedoch die Normativbestimmung zu erfüllen, an 
welche der Gesetzgeber die Erlangung der Rechtsfähigkeit ge- 
knüpft hat. 

Kann er auch noch auf andre Weise entstehen? 

Das Gesetz spricht in den §§ 42 und 43 von Vereinen, welche 
*die Rechtsfähigkeit verlieren. Danach könnte man annehmen, daß 
solche Vereine nach Einbuße der Rechtsfähigkeit die Fähigkeit 
besitzen, als nichtrechtsfähige Vereine weiter zu existieren. Dies 
scheint auch die Absicht des Gesetzgebers gewesen zu sein, denn 
während ursprünglich in den genannten Paragraphen von Auf- 
lösung des Vereins die Rede war, ist nachträglich der Ausdruck 
Verlust resp. Entziehung der Rechtsfähigkeit an die Stelle gesetzt, 
und es wäre kein Grund zu erblicken, weshalb das Gesetz den 
Unterschied zwischen Auflösung des Vereins und Entziehung der 
Rechtsfähigkeit machte, wenn nicht zu dem Zwecke, im letzteren 
Falle dem Vereine nur die juristische Persönlichkeit, nicht aber 
die Existenz überhaupt zu rauben, ihn im übrigen also als einen 
nichtrechtsfähigen Verein fortbestehen zu lassen. So ist insbe- 



62) Meurer a. a. 0. S. 69; vergl. Mugrtan a. a. 0. S. 637; Entecn. d. R.-G., 
abgedruckt in der D. Jur.-Ztg. Bd. V (1900) S. 207. 
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sondere Hachenburg") in der Tat der Meinung, daß der Verein 
als solcher durch Entziehung der juristischen Persönlichkeit nicht, 
aufgelöst sei, sondern nur zu einem nichtrechtsfähigen Vereine 
degradiert werde. Und ihm wäre gewiß beizupflichten, wenn 
nicht im § 45 bestimmt wäre, daß mit der Auflösung des Vereins 
oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit das Vermögen an die 
in der Satzung bestimmten Personen fallen solle. Durch diese 
Bestimmung aber ist ein Portbestehen des Vereins gänzlich aus- 
geschlossen; wir haben in der Tat die auffällige Erscheinung, daß 
der Qesetzgeber, trotzdem er offenbar auf einen Unterschied hin- 
weisen sollte, gleichwohl die Auflösung eines Vereins und die 
Entziehung der Rechtsfähigkeit als materiell gleichwirkende 
Endigungsgrfinde behandelt, 64 ) so daß man ihm nicht mit Unrecht 
den Vorwurf der Inkonsequenz gemacht hat.") Hachenburg sucht 
gleichwohl auf seinem Standpunkte zu beharren. Er meint, die 
Worte „oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit" im § 45 seien 
„über das Ziel hinausgeschossen 44 , man müsse den § 45 einengend 
interpretieren, dahingehend, daß die Entziehung der Rechtsfähig- 
keit nur dann die gänzliche Beendigung des Vereins zur Folge 
habe, wenn „kraft öffentlichen Rechts der Verein, dem das Gericht 
die Rechtsfähigkeit nimmt, durch die Verwaltungsbehörde auf- 
gelöst wird". 66 ) Diese Ausführungen Hachenburgs sind aber rein 
willkürliche und mit § 45 nicht vereinbar. 

Auf andre Weise sucht Gierke 67 ) den Vereinen, welchen die 
Rechtsfähigkeit entzogen ist, wenigstens die Existenz zu retten. 
Auch er sagt: „Untergang der Rechtsfähigkeit ist keine Auflösung" 
und meint, daß der Anfall des Vereinsvermögens gemäß § 45 an 
die Mitglieder in ihrer fortdauerndem Gebundenheit zu einem 
nichtrechtsfähigen Vereine erfolgen könne, und zwar satzungs- 
gemäß oder kraft satzungsgemäß vorgesehener Beschlußfassung. 
Trotzdem die Rechtsubjektivität wechsele, sei der an Stelle des 
rechtsfähigen Vereins tretende nichtrechtsfähige Verein kein neuer 
Verein, sondern der durch Entziehung der rechtlichen Anerkennung 
seiner Persönlichkeit deklassierte alte Verein. 

Auch diese Gierke'sche Ausführung ist nicht ganz richtig. 
Gierke giebt selbst zu, daß durch die Satzung oder Mitglieder- 

63) Hachenburg a. a. 0. S. 208 ff. 

64) Vergl. Eck a. a. 0. S. 68; Rehbein, Komm. S. 52 ff. 

65) Abrahameohn a. a. 0. S. 52. 

66) Hachenburg a. a. 0. S. 210. 

67) Gierke a. a. 0., S. 8, 9. 
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beschluß der Vermögensanfall gemäß § 45 an die Mitglieder in ihrer 
gesellschaftlichen Gebundenheit erfolgen könne. Damit sagt er 
ja selbst nfichts andres, als daß ohne weiteres ein derartiger Anfall 
nicht erfolgt, daß vielmehr erst eine Beschlußfassung, d. h. ein 
neuer Vertrag, eine Neugründung erforderlich sei. 

Es bleibt mithin nach der Bestimmung des § 45 nur übrig, den 
Verein, dem die Rechtsfähigkeit entzogen ist, als aufgelöst zu be- 
trachten. Natürlich kann vorgesehen sein, oder nachträglich von 
den Mitgliedern beschlossen werden, daß die Mitglieder den Verein 
als einen nichtrechtsfähigen fortsetzen, aber darum ist doch der 
alte Verein erloschen, und der entstandene nichtrechtsfähige Verein 
ist juristisch als neuer Verein zu betrachten. Das Resultat bleibt 
also, daß ein nichtrechtsfähiger Verein nur originär durch 
Gründung seitens der Mitglieder entsteht und nicht auch dann, 
wenn einem rechtsfähigen Vereine die Rechtsfähigkeit entzogen 
wird. 68 ) 

Die Rechtsverhältnisse des Vereins nach innen. 

§5. 
Die Mitgliedschaft. 

Der Erwerb der Mitgliedschaft vollzieht sich bei der Neu- 
gründung eines nichtrechtsfähigen Vereins in der oben ge- 
schilderten Weise durch gesellschaftsartigen Vertrag und Unter- 
ordnung unter das Statut. 

Schwieriger wird die Frage, wenn später nach Gründung 
des Vereins neue Mitglieder in den bereits bestehenden Verein 
eintreten wollen. Die äußeren Vorgänge dabei werden die 
Statuten angeben; sie werden Bestimmungen enthalten über die 
Aufnahme, über die Höhe des Eintrittsgeldes, über Formalitäten 
bei der Abstimmung usw. Die juristische Konstruktion eines 
solchen Neueintrittes ist aber aus den Statuten nicht erkennbar, 
und leider vermissen wir auch eine diesbezügliche gesetzliche 
Regel. Das Gesetz sagt wohl im § 738, daß der Anteil eines aus- 
scheidenden Gesellschafters am Gesellschaftsvermögen den 
übrigen Gesellschaftern anwächst, schweigt aber darüber, ob im 
entgegengesetzten Falle des Zutritts eines neuen Gesellschafters 

68) Schließlich sind gemäß Art. 10 d. E.G. B G.B. noch diejenigen Vereine 
als nichtrechtsfähige Vereine anzusehen, die einem fremden Staate an- 
gehören nnd nach dessen Gesetzen rechtsfähig sind, deren Anerkennung 
aher heim Bundesrate nicht nachgesucht oder versagt gehlieben ist. 
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diesem ein seinem Kopfteil entsprechender, den übrigen. Mit- 
gliedern abwachsender Anteil zuwachsen solle. 

Die juristische Basis des § 738 ist, daß eine Gesellschaft be- 
stehen bleiben soll, auch wenn ein Gesellschafter ausscheidet und 
die Ausdehnung dieses Prinzips auch auf den entgegengesetzten 
Fall des Eintrittes eines neuen Gesellschafters bedeutet gleich- 
falls, daß die Gesellschaft unverändert fortbesteht und nur ein 
Wachstum in der Zahl der Gesellschafter zu verzeichnen ist. 
Diese Auslegung ist von Gierke im Gegensatz zu verschiedenen 
andern Autoritäten 69 ) adoptiert, welche in dem Neueintritt eines 
Gesellschafters jedesmal die Errichtung einer neuen Gesellschaft 
sehen wollen, was Cosack 70 ) präzise dahin ausspricht, daß, wenn 
eine Gesellschaft neue Mitglieder aufnehmen wolle, ihr nichts 
andres übrig bliebe, als daß sie sich auflöse, und ihre alten mit 
den neuen Mitgliedern eine neue Gesellschaft gründeten. 

Dann kann aber von dem Eintritt in eine Gesellschaft oder 
einen nichtrechtsfähigen Verein überhaupt nicht mehr die Rede 
sein, und Gierke 71 ) weist überzeugend nach, daß eine solche 
Konstruktion praktisch die schwierigsten Folgen haben würde 
und auch durchaus nicht erforderlich sei. Durch den Vertrag 
mit dem Eintretenden wollten die Gesellschafter das bisherige 
Band nicht lösen und neu schürzen, sondern nur um einen neuen 
Genossen schlingen; die bisherigen Gesellschafter wollten nicht 
als unverbundene Personen von neuem miteinander, sondern in 
ihrer gesellschaftlichen Verbundenheit mit dem neuen Gesell- 
schafter einen Vertrag abschließen. 

Der Neueintritt ist danach juristisch der zwischen dem Aufzu- 
nehmenden und den Mitgliedern in ihrer gesellschaftlichen Ge- 
bundenheit geschlossene Vertrag, daß der neue Gesellschafter in 
Zukunft nach Maßgabe der Statuten dem Verbände angehöre. 

Die Mitgliedschaft äußert sich in einer Reihe von Rechten 
und Pflichten. 

Das Generalrecht jedes Mitgliedes ist es gemäß § 709, an der 
Geschäftsführung des Vereins teilzunehmen. Ist auch gemäß § 710 
nach der Satzung die Führung der Geschäfte einer oder mehreren 
Personen übertragen, wodurch die übrigen Mitglieder von der 

69) Planck, Anm. zu §§ 54, 736; Oertmann, Anm. 3 zu § 736 ; Enneccerus- 
Lehmann a. a. 0. S. 672. 

70) Cosack a. a. 0. S. 399, 2. 

71) Gierke a. a. 0. S. 16, 26. 
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Geschäftsführung ausgeschlossen sind, so kann sich das einzelne 
Mitglied doch noch insoweit an den Geschäften des Vereins be- 
teiligen, als es als Mitglied der Generalversammlung die Kontrolle 
über Geschäftsführung ausübt und bei Spezialaufträgen von seinem 
Stimmrechte Gebrauch macht. Selbst soweit es ganz durch den 
Geschäftsführer von der Führung der Vereinsgeschäfte fernge- 
halten wird, kann es sich von den Angelegenheiten des Vereins 
persönlich unterrichten, die Geschäftsbücher und Papiere einsehen 
und sich aus ihnen eine Uebersicht über den Stand des Gesell- 
schaftsvermögens anfertigen. Dieses Recht ist aber streng an die 
Person des Mitgliedes gebunden. Das Mitglied kann dies Recht 
nicht etwa durch einen gewillkürten Vertreter ausüben lassen 
oder gar einem Zessionar oder Gläubiger einräumen, 72 ) höchstens 
kann die Ausübung des Rechtes dem gesetzlichen Vertreter oder 
etwa dem das eingebrachte Gut verwaltenden Ehemanne gestattet 
werden. Häufig wird das Recht auch durch Satzungsbestim- 
mungen, besonders in Fällen, wo die Tätigkeit des Geschäftsführers 
durch einen Aufsichtsrat kontrolliert wird, ausgeschlossen oder 
beschränkt werden. Gleichwohl kann es auch in solchen Fällen 
geltend gemacht werden, wenn ein Grund zu der Annahme be- 
steht, daß die Geschäfte unredlich geführt werden (vergl. 
§716B.G.B.). 

Soweit ferner ein Verein den Zweck verfolgt, die wirtschaft- 
liche Lage seiner Mitglieder zu verbessern, wie z. B. Gegenseitig- 
keitsvereine und private Hülfskassenvereine, haben die Mitglieder 
am Schlüsse jedes Geschäftsjahres auch den Anspruch auf Ge- 
winnverteilung. Bei Auflösung eines Vereins kann jedes Mitglied 
den ihm zustehenden Anteil verlangen. Schließlich hat das Vereins- 
mitglied das Recht, aus dem Vereine jederzeit auszutreten 
(§§ 723, 39). 

Außer diesen, allen Mitgliedern zustehenden Rechten, können 
einzelnen auch noch Sonderrechte eingeräumt sein, wie z. B. be- 
sondere Nutzungsrechte an Gegenständen, die zum Vereinsver- 
mögen gehören, größere Stimmenzahl in der Generalversammlung 
und dergleichen. Derartige Sonderrechte haben nach dem ein- 
gewurzelten Rechtbewußtsein des Volkes die Eigentümlichkeit, daß 
sie nicht wider Willen des Privilegierten entzogen werden können. 
So bestimmt § 35 für die rechtsfähigen Vereine, daß Sonderrechte 



72) Vergl. Oertmann a. a. 0., Anm. 2 su § 716. 
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eines Mitgliedes ohne dessen Zustimmung nicht durch Beschluß 
der Mitglieder - Versammlung beeinträchtigt werden können. 
Hierin besteht aber keine Sondernorm für den rechtsfähigen Verein, 
der Paragraph enthält vielmehr nur einen Grundsatz des Natur- 
rechts, welcher auch auf nichtrechtsfähige Vereine Anwendung 
findet. Wird nun ein Mitglied in seinem Sonderrechte beein- 
trächtigt, so kann er entweder auf Grund des Gesellschafts- 
vertrages oder aus dem Gesichtspunkte einer unerlaubten Hand- 
lung zur Wahrung seines verletzten Rechtes vorgehen. 78 ) 

Das Charakteristische aller Mitgliederrechte ist, daß sie gemäß 
§ 717 unübertragbar sind, d. h. sie sind unveräußerlich 74 ) und 
unvererblich. 76 ) Diese Bestimmung entspricht folgerecht dem Ge- 
danken, daß gerade einer bestimmten Personenzahl, die des Ver- 
trauens der Mitgliedschaft gewürdigt sind, die aus der Zugehörig- 
keit zum Vereine sich ergebenden Rechte zustehen sollen. Soweit 
die Ansprüche nicht übertragbar sind, dürfen auch keine be- 
schränkten Rechte an ihnen bestellt werden (Nießbrauch, Pfand- 
recht) weder durch Willensakt des Berechtigten, noch sonst. 76 ) 

Ausgenommen von dem Verbote der Uebertragbarkeit sind 
nur solche Rechte, bei denen die Persönlichkeit des Ausübenden 
eine weniger große Rolle spielt, und das sind nach § 717 Satz 2 
Ansprüche, die einem Gesellschafter aus seiner Geschäftsführung 
zustehen, soweit deren Befriedigung vor der Auseinandersetzung 
verlangt werden kann, sowie die Ansprüche auf einen Gewinn- 
anteil oder auf dasjenige, was dem Gesellschafter bei der Aus- 
einandersetzung zukommt, Ansprüche, „welche sich als aus dem 
Gesellschaftsverhältnisse losgelöst und als davon unanhängige und 
selbständige ergeben, deren Uebertragbarkeit auszuschließen, 
daher nicht gerechtfertigt wäre' 1 . 77 ) 

Den Rechten der Mitglieder stehen eine Reihe von Pflichten 
gegenüber. 



73) Vergl. Gareis, Komm. z. AUg. T., Anm. 2 zu § 35. 

74) Unveräußerlich auch an andere Mitglieder.« «Es könnte sonst ein Mitglied 
durch Erlangung mehrerer Mitgliedschaftsrechte leicht eine überragende» 
dem Ganzen schädliche Machtstellung erlangen, vergl. Swart S. 41. 

75) Nur im Falle des § 727 ist eine Uebertragung der Mitgliedschaftsrechte 
in der Weise möglich, daß die Erben eines Mitglieds laut Satzung die 
Befugnis haben, an Stelle des Erblassers in den Verein einzutreten; 
rergl. Cosack a. a. 0. S. 389. 

76) Oertmann, Anm. 2 zu § 717. 

77) Motive z. I. Entw. Bd. II S. 614. 
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An der Spitze steht die Verpflichtung zur Leistung von Bei- 
trägen. In welcher Form dieselben geleistet werden, ist gleich- 
gültig. Unbedingt notwendig aber ist, daß jedes Mitglied zur 
Förderung des Vereinszwecks beiträgt; sonst handelt es sich, 
falls überhaupt ein gültiger Vertrag vorliegt, höchstens um eine 
verschleierte Schenkung; 78 ) und im Hinblick darauf, daß die 
Gründung des Vereins nur die Förderung eines gemeinsamen 
Zweckes, nicht aber das egoistische Interesse eines einzelnen 
Mitgliedes verfolgen sollte, könnte man leicht im Anschluß an den 
römischen Gedanken der Rechtsunbeständigkeit einer societas 
leonina 79 ) bei einem Falle, wo ein Mitglied von der Beitragspflicht 
befreit ist, zu der Konsequenz kommen, den Vertrag als gegen 
§ 138 verstoßend zu bezeichnen. — Im übrigen können die Beiträge 
ganz verschiedenartig sein. In der Regel wird der Beitrag in 
wiederkehrenden Geldleistungen bestehen, doch sind auch andre 
Kapitalleistungen nicht selten, wie Uebertragung von Sachen und 
Rechten und Gebrauchsüberlassung. Besteht nun die Beitrags- 
pflicht in Eigentumsübertragung von Sachen, so folgt der dingliche 
Uebergang nach Maßgabe der §§ 930, 931 BGB., für die Güte der 
Sachen aber hat das Mitglied nach Art der dem Verkäufer in den 
§§ 445, 493 vorgeschriebenen Haftung aufzukommen. Handelt es 
sich dagegen nur um die Pflicht zur Gebrauchsüberlassung einer 
Sache, z. B. Ueberlassung eines Raumes zum Klubzimmer, so 
dürften die Regeln des Mietrechts analog verwendet werden. 

Abgesehen von Kapitalbeiträgen kann der Inhalt des Bei- 
trages auch in Handlungen, Dienste oder Arbeitsleistungen be- 
stehen. Der Grundgedanke ist bei allem der, daß alle Mitglieder 
in gleicher Weise zum Zwecke des Vereins fördernd beitragen 
(§ 706 Abs. 1). 

Kommt nun ein Mitglied seiner Beitragspflicht nicht nach, sei 
es nicht pünktlich, 80 ) nicht in vollem Maße oder gar nicht, so ent- 
steht die Frage, wer der Berechtigte ist, dasselbe zur Erfüllung 
seiner Schuld heranzuziehen. Da der Verein der Rechtsfähigkeit 
entbehrt, kann eine von den Mitgliedern gesonderte Persönlichkeit 
nicht in Frage kommen; verpflichtet ist das Mitglied vielmehr den 
einzelnen Genossen, aber nicht jedem einzelnen, sondern allen in 



78) Vergl. Oertmann, Anm. 2 b zu § 705; Windscheid, Pandekten, § 405 Nr. 15. 

79) 1. 29 § 2, XVII, 2. 

80) Vergl. Motive z. Entw. I Bd. II S. 596. 
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ihrer gesamthänderischen Verbundenheit. Es kann also ein ein- 
zelnes Mitglied nicht etwa die Leistung des auf ihn entfallenden 
Betrages beanspruchen; der Klagantrag wäre vielmehr so einzu- 
richten, daß die ganze Leistung an die Gesamtheit der Mitglieder 
erfolgen solle. Da nun aber der Vorstand als Geschäftsführer 
berufen ist, die Leistung der Mitgliederbeiträge zu überwachen, 
ist gemäß § 710 B. Q. B. auch er allein berufen, den Anspruch 
der sämtlichen Genossen geltend zu machen, die übrigen Mit- 
glieder aber sind ausgeschlossen. 

Diese Erkenntnis, daß die Mitglieder gegenseitig der Gesamt- 
heit der übrigen Genossen zur Beitragsleistung verpflichtet seien, 
kann neue schwierige Bedenken erwecken. Die gegenseitige Ver- 
pflichtung läßt einen gegenseitigen Vertrag im Sinne der §§ 320 ff. 
B. Q. B. erkennen. Die Folge eines solchen Vertrages ist nun, 
daß ein Teil die Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung 
verweigern kann, und es entsteht die Frage, ob in dem Falle, daß 
ein Mitglied mit der Leistung verzieht, die übrigen unter Vor- 
schützen einer exceptio non adimpleti contractus auch ihrerseits 
die Beitragsleistung verweigern können. Da nun das Gesellschafts- 
recht die Frage unbeantwortet läßt, sind mehrere Autoren 81 ) dazu 
gekommen, von den allgemeinen Grundsätzen ausgehend, in der 
Tat dem Gesellschafter die exceptio zu gewähren, wenn sein socius 
die Beitragspflicht vernachlässigt. Rücksichtlich des starken 
Privatinteresses, das der einzelne Gesellschafter zumeist an dem 
Gesellschaftsvermögen haben wird, mag hier eine solche Einrede 
auch angemessen und billig sein. Anders beim nichtrechtsfähigen 
Vereine. Die Satzung wird gewiß über diese etwas fern liegende 
Krage nur selten Bestimmungen enthalten, und doch ist der Fall 
leicht denkbar, daß ein störriges Mitglied seinen Beitrag nicht 
zahlen will, weil ein andrer damit rückständig ist. Geht man 
dann davon aus, daß die Grundlage des Vereins nur ein gegen- 
seitiger Gesellschaftsvertrag ist, so müßte das widerspenstige Mit- 
glied freilich Recht bekommen. Der Verein entsteht aber, wie 
oben dargelegt, nicht nur durch den Gesellschaftsvertrag, sondern 
durch Annahme einer Vereinsverfassung; und bei dieser Gelegen- 
heit haben die Mitglieder dokumentiert, daß sie vor allem einem 
gemeinsamen Zwecke huldigen wollten. Nicht sich untereinander, 
sondern dem Vereine wollen sie die Beiträge schulden. Durch 



81) Planck, Vorbein. z. Tit. 14, II Nr. 3. Oertmann, Anm. 3 s. § 705. 
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diesen Willen aber ist auch ohne Statutenbestimmung die still- 
schweigende Vereinbarung getroffen, daß die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages ausgeschlossen sein sollte, wenn ein Mitglied 
seine Pflicht vernachlässigt. 

Zu einer Erhöhung des Beitrages kann das Mitglied, falls das 
Statut nicht das Gegenteil bestimmt, nicht verpflichtet werden, 
selbst dann nicht, wenn von einer Erhöhung des Beitrages die 
Existenz des Vereins abhängt. Natürlich betrifft diese Bestimmung 
des § 707 nur das Verhältnis der Mitglieder untereinander, sobald 
aber dritte Gläubiger des Vereins in Frage kommen, wird das 
Mitglied mit seinem ganzen Vermögen verhaftet, cf. § 735. M ) 
Die Motive nehmen übrigens in dem Punkte der Beitragserhöhung 
einen ganz extremen Standpunkt ein. 83 ) Nach ihnen soll ein Mit- 
glied nicht nur von- der Pflicht zur Erhöhung seines Beitrages 
befreit, sondern auch befugt sein, der freiwilligen höheren Bei- 
tragsleistung andrer Mitglieder sich, zu widersetzen. Das ist 
natürlich eine Uebertreibung. Der § 707 lehnt nur eine Ver- 
pflichtung der Mitglieder zu Nachschüssen ab; danach liegt aber 
für die Regel kein Grund vor, ihnen das Recht zu beschränken. 84 ) 
Leisten einige Mitglieder größere Beiträge, als ihnen die Satzung 
auferlegt, so ist dies nur zu frommen des Vereins und daher nur 
gutzuheißen. 85 ) 

Eine weitere Verpflichtung der Mitglieder besteht darin, daß 
sie satzungsgemäßen Mehrheitsbeschlüssen sowie der satzungs- 
gemäßen Geschäftsführung sich fügen müssen. Schließlich folgt 
aus der allgemeinen Verpflichtung, den Vereinszweck zu fördern, 
daß die Mitglieder alle Maßnahmen zu unterlassen haben, die 
geeignet sind, dem Vereine schädlich zu sein. So kann z. B. über 
gewisse geheim zu haltende Einrichtungen eine Pflicht zur 
Diskretion bestehen. 86 ) 

Soweit nun die Satzung etwas Gegenteiliges nicht bestimmt, 
haben die Mitglieder bei solchen Pflichten, die ihnen gerade in ihrer 
Eigenschaft als Vereinsmitgliedern obliegen, nur für die Sorgfalt 
einzustehen, welche sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 



82) Oertmann, Anm. 1 zn § 707. 

83) Motive II S. 600, 597. 

84) Oertmann, Anm. 3 i. § 707. 
86) Swart a. a. O. S. 37. 

86) Oertmann, Anm 2 b z § 707. 
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pflegen. Tritt dagegen das Mitglied dem Vereine gegenüber wie 
eine fremde Privatperson auf, schließt er z. B. mit dem Vorstande 
Miet- oder Kaufverträge ab über Sachen, die nunmehr dem Zwecke 
des Vereins dienbar sein sollen, so muß der gewöhnliche Haftungs- 
maßstab des § 276 B. Q. B. zur Anwendung kommen. 87 ) 

Die Mitgliedschaft endigt, abgesehen vom physischen Tode 
der Personen, durch freiwilligen Austritt aus dem Vereine oder 
durch Ausschluß seitens der übrigen Mitglieder. 

Gemäß § 723 kann jedes Mitglied jederzeit aus dem Vereine 
austreten. Der Austritt soll aber im Rechtsgewande der Kündigung 
des Vertrages erscheinen. 88 ) Wenn eine Kündigungsfrist in der 
Satzung nicht festgesetzt ist, so ist überhaupt von einer solchen 
abzusehen. Der Austritt soll aber nicht „zur Unzeit" geschehen, 
d. h. zu einer Zeit, in der gerade der Austritt dem Vereine 
Ungelegenheiten oder Schäden bereiten würde. Ein solcher, ohne 
eine justa causa gerechtfertigter, Austritt verpflichtet zum 
Schadenersatze, für dessen Art und Berechnung die Bestimmungen 
der §§ 249 ff. B. O. B. zur Anwendung kommen,, bewirkt immer- 
hin aber doch, daß der Ausscheidende dem Vereine als Mitglied 
nicht mehr angehört. Eine tatsächliche Beschränkung des Aus- 
trittsrechtes ist aber in Satz 2 des § 723 gegeben, wenn ein Verein 
auf eine bestimmte Zeit gegründet ist. Dann bleibt der Einzelne 
trotz seiner Kündigung Mitglied, seine Austrittserklärung ist un- 
wirksam, 89 ) es sei denn, daß ein wichtiger Qrund vorliegt Wann 
ein wichtiger Qrund vorliegt, hat der Richter nach freiem Er- 
messen im Einzelfalle zu entscheiden; das Gesetz zählt hierher 
insbesondere die Fälle, in denen ein andres Mitglied vorsätzlich 
oder grobfahrlässig eine wesentliche Mitgliedspflicht verletzt. In 
praxi wird bei solcher Sachlage allerdings wohl meistens das 
säumige Mitglied selbst aus dem Verein ausgeschlossen werden. 

Das Ausscheiden aus dem Vereine kann nämlich auch unfrei- 
willig durch Ausschluß bestehen. Die Existenz eines Vereins wäre 
fortwährend bedroht, wenn pflichtwidriges Verhalten eines Mit- 
gliedes nur dadurch gesühnt werden könnte, daß der ganze Ver- 
band aufgelöst würde. Dem korporativen Wesen auch eines nicht- 
rechtsfähigen Vereins entspricht es vielmehr, daß derselbe eines 



87) Vergl. Motive II S. 602. 

88) Gierke a. a. 0. S. 16. 

89) Vergl. Oertmann, Anm. 2 a z. § 723; Swart a. a. 0. S. 40. 
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wertlosen Gliedes wegen nicht endigt, sondern durch Entfernung 
desselben gereinigt und in sich gefestigt wird. Dies ist ausdrück- 
lich durch die §§ 737, 54 anerkannt Es ist danach als unstreitig 
anzunehmen, daß die Satzung die Gründe aufführen kann, welche 
den Ausschluß eines Mitgliedes rechtfertigen. Sie kann ferner das 
nach § 737 allen Mitgliedern gemeinschaftlich zustehende Aus- 
schließungsrecht einem Organe des Vereins übertragen und be- 
stimmen, daß der Rechtsweg ausgeschlossen sein solle, wenn die 
Ausschließung auf Grund eines der in dem Statut festgesetzten 
Gründe erfolgt ist; und es ist auch nicht zweifelhaft, daß das 
Gericht nicht befugt ist, bei einem auf Statutensatz begründeten 
Ausschließungsbeschluß die materielle Grundlage zu prüfen. Fehlen 
dagegen statutarische Bestimmungen über den Ausschluß eines 
Mitgliedes, so kann er gleichwohl erfolgen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, und in solchem Falle hat das Gericht stets zu 
prüfen, ob ein hinreichender Grund zum Ausschluß gegeben ist. 90 ) 
Enthält nun das Statut auch keine Bestimmungen über die 
Formalien, unter denen der Ausschluß erfolgen soll, so soll gemäß 
§ 737 der Ausschluß durch die ü b r i g e n Mitglieder gemeinschaft- 
lich erfolgen; danach wäre Einstimmigkeit erforderlich. Ist diese 
aber nicht zu erzielen, so bleibt nur die Kündigung der übrigen 
Mitglieder möglich. Wir sehen, diese subsidiäre gesetzliche Be- 
stimmung enthält eine große Härte, und es entsteht die Frage, ob 
nicht auch in dem Falle, daß das Statut über Formalien schweigt, 
die Ausschließung auf einem einfacheren Wege erfolgen kann. 
Dem Vorstande, welcher die Geschäfte des Vereins zu führen hat, 
diese wichtige Maßnahme ohne weiteres zu überlassen, scheint 
bedenklich. Andrerseits aber dürfte die Generalversammlung, die 
als eigentlich herrschendes Organ über die wichtigsten Vereins- 
angelegenheiten entscheidet, wenn ihr überhaupt das Recht zu- 
steht, durch Mehrheitsbeschlüsse zu verfügen, auch die Aus- 
schließung eines Mitgliedes vom Willen der Majorität abhängig 
machen. 91 ) 

§ 6. 
Die Geschäftsführung. 

Die Leitung der gesamten Vereinstätigkeit liegt grundsätzlich 
in den Händen sämtlicher Mitglieder (§ 709 Abs. 1). Die Mit- 



90) Vergl. Oertmann, Anm. lb z. § 737. 
31) Vergl. Gierke a. a. 0. S. 17, Anm. 26. 
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gliederversammlung ist das eigentlich herrschende Organ, von dem 
sämtliche Angelegenheiten besorgt werden, sei es direkt oder 
indirekt durch die Tätigkeit besonderer untergeordneter Organe, 
die von der Mitgliederversammlung mit der Geschäftsführung 
betraut sind, von ihr beaufsichtigt und nötigenfalls abgesetzt 
werden. Für das Gesellschaftsrecht ist nun im § 709 Abs. 1 die 
durchaus angemessene Bestimmung getroffen, daß für jedes Ge- 
schäft der Generalversammlung die Zustimmung aller Gesell- 
schafter erforderlich sei. Daß aber diese Regel für einen Verein 
durchaus nicht paßt, folgt schon aus der Erwägung, daß es bei 
starken Personenvereinen einfach unmöglich ist, einen einmütigen 
Beschluß zu erlangen, viele Köpfe, viele Sinne. Deshalb wird das 
Statut dafür Sorge tragen, daß in der Generalversammlung die 
Minorität sich der Majorität zu unterwerfen hat, und mithin in der 
Regel der Fälle die Entscheidung von einfachen Mehrheits- 
beschlüssen abhängig machen. Handelt es sich dagegen um 
schwierigere, tiefer in das Vereinsleben einschneidende Fragen, 
so wird man eine qualifizierte Mehrheit von Stimmen zur Gültig- 
keit einer Verfügung fordern, sei es %, % usw. Majorität. Ins- 
besondere kann eine Aenderung des Vereinszweckes von Stimmen- 
einhelligkeit abhängig gemacht werden. Soweit nun nach dem 
Statut Mehrheitsbeschlüsse Kraft haben sollen, so ist die Majorität 
im Zweifel, nach der Kopfzahl zu berechnen, und zwar gelten nur 
die Stimmen der tatsächlich zur Versammlung Erschienenen. Mit- 
glieder, die an der Generalversammlung nicht teilnehmen, gelten 
als von der Abstimmung stillschweigend ausgeschlossen. Praktisch 
wohl verwertbar sind bei der Aufstellung des Statuts oder bei 
späterer Auslegung der Satzung die dispositiven Normen des 
Vereinsrechts in den §§ 32 bis 37, 40, 41 B. G. B. M ) 

Fehlen nun aber im Statut jegliche Angaben über Mehrheits- 
beschlüsse, so würde für jeden Vereinsbeschluß gemäß §§ 709 
Abs. 1, 54 Einstimmigkeit sämtlicher Mitglieder notwendig sein. 
Dies entspricht aber auch bei Ermangelung einer gegenteiligen 
Statutenbestimmung nicht dem Willen der Mitglieder, da dadurch 
die Möglichkeit, zu einem Beschluß zu gelangen, fast ausge- 
schlossen ist. Wollen die Mitglieder daher einen korporativ 
organisierten Verein bilden, so haben sie stillschweigend die 
dispositive Norm des § 709 wegbedungen und sich unter den Willen 



92) Oierke a. a. 0. S. 18. 
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der Mehrheit gestellt, 91 ) so daß zur Statuierung eines Vereins- 
beschlusses die Mehrheit der Stimmen der erschienenen Mitglieder 
ausreichend ist. Handelt es sich aber um besonders wichtige 
Fragen, deren Erheblichkeit im Einzelfalle festzustellen ist, so ist 
außer einer einfachen Majorität nur ein Beschluß durch Stimmen- 
einheit denkbar (§ 709 Abs. 1), eine Bestimmung, aus der wiederum 
die dringende Mahnung spricht, die Verhältnisse des Vereins, ins- 
besondere auch die Beschlußfassung der Generalversammlung 
statutarisch zu regeln. 

Je größer und weitverbreiteter nun ein Verein ist und je 
mannigfaltiger seine Tätigkeit ist, desto mehr wird er das Be- 
dürfnis empfinden, die schwer einzuberufende Mitgliederversamm- 
lung zu entlasten und die laufenden Geschäfte sonstigen Organen 
zu fiberlassen. Hier ist besonders der Vorstand berufen, dessen 
Rechtsstellung, rücksichtlich seiner Eigenschaft als Essentiale") 
des Vereins, einer eingehenden Erörterung bedarf. 

Die Vorstandsschaft eines rechtsfähigen Vereins wird be- 
gründet durch „Bestellung 44 seitens der Generalversammlung 
(§ 27 B. G. B.). Durch den Terminus Bestellung könnte man 
bewogen werden, anzunehmen, daß der Verein seinen Vorstand 
durch einseitigen Akt beriefe. Da aber die Vorstandschaft ein 
Ehrenamt und meistens unbesoldet ist, so dürften kaum jemandem 
die mit diesem Amte verbundenen Pflichten ohne seine Zu- 
stimmung aufgebürdet werden. Der Bestellungsakt ist also ein 
Vertrag, worauf auch der Absatz 2 des § 27 hindeutet.* 5 ) Bei dem 
nichtrechtsfähigen Vereine bietet das Gesetz, abgesehen vom § 712, 
der über die „Abberufung" des Vorstandes spricht, über die Be- 
rufung in den Vorstand weder Stütze noch Schranke.* 6 ) Da aber 
hier gerade der Vorstand nach § 54 Abs. 2 besonders schwere 
Verpflichtungen zu tragen hat, so ist als Grund der Bestellung 
ein zwischen dem Kandidaten und der Mitgliedergesamtheit ab- 
geschlossener Vertrag anzusehen. Der Vereinssatzung mag es 
dabei überlassen bleiben, Bestimmungen zu treffen, ob Einstimmig- 
keit erforderlich sei oder ob ein Mehrheitsbeschluß genügen soll. 

Als Kandidaten für die Vorstandschaft kommen in erster Linie . 
die Vereinsmitglieder in Betracht. Es ist jedoch möglich, daß 



*8) EnnecceruB- Lehmann a. a. 0. S. 97. 
M) S. o. 8. 29. 

N) Vergl. Gareis a. a. 0., Anm. 1 zu § 27. 
*) Gierke a. a. 0. S. 18. 
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keines der Mitglieder befähigt ist, das Amt eines Vorstandes zu 
führen, man denke an Vereine von Damen zu Wohltätigkeits- 
zwecken. In solchen Fällen dürfte nichts im Wege stehen, auch 
Personen, welche außerhalb des Vereins stehen, etwa bewährten 
Freunden desselben, die Vorstandsschaft zu übertragen. 97 ) Natür- 
lich erwerben die Fremden durch ihre Wahl zum Vorstande noch 
keine Mitgliedschaft, insbesondere entbehren sie auch der leichteren 
Haftung, die durch § 708 für Mitglieder angeordnet ist. 98 ) Fremde 
haften nach Maßgabe des der Bestellung zu Grunde liegenden 
Rechtsgeschäftes. 

In vielen Vereinen, die aus jungen Leuten bestehen (z. B. 
Studentenverbindungen), wird die Vorstandswahl eine Person 
treffen, die noch nicht voll geschäftsfähig ist. Auch ein beschränkt 
Geschäftsfähiger kann Vorstand werden, es existiert wenigstens 
keine entgegenstehende gesetzliche Bestimmung. Da aber die 
Willenserklärung, die Wahl zur Vorstandschaft anzunehmen, eine 
Erklärung ist, durch welche der beschränkt Geschäftsfähige nicht 
lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, die ihm vielmehr schwer- 
wiegende Pflichten aufbürdet, so bedarf er der Einwilligung seines 
gesetzlichen Vertreters, eine Bestimmung, die gewiß nur in den 
wenigsten Fällen befolgt wird, und deren Vernachlässigung im 
rechtsgeschäftlichen Verkehr des Vereins mit dritten Personen 
zu erheblichen Verwicklungen führen kann. 

Als Geschäftsführer des Vereins hat der Vorstand nun alle 
Geschäfte zu besorgen, sowie alle tatsächlichen Handlungen vor- 
zunehmen, welche sich auf das Rechtsverhältnis der Vereins- 
mitglieder untereinander beziehen, d. h. er hat für die inneren 
Angelegenheiten zu sorgen; und zwar hat er dazu sowohl ein 
Recht als auch eine Pflicht. Ein Recht, als er von den Vereins- 
mitgliedern die Anerkennung seiner in den Grenzen seiner Amts- 
befugnisse vorgenommenen Handlungen verlangen kann, eine 
Pflicht, so daß die Mitglieder ihn bei Nachlässigkeiten zu einer 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung anhalten und eventuell ihm 
sein Amt entziehen können, wenn er seine Pflichten zu arg 
versäumt. 



97) Ebenso Hachenburg a. a. 0; S. 487; Löwenfeld in Staudingers Komm., 
Allg. T., S. 156. 

W) S. o. S. 37. 
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Da aber der Vorstand alle Geschäfte zu besorgen hat, welche 
das innere Vereinsleben mit sich bringen, kann er leicht eine 
diktatorische Stellung einnehmen, die den Mitgliedern unwill- 
kommen und dem Vereinszweck nicht förderlich ist. Es muß also 
auch Grenzen für seine Machtbefugnisse geben, auch wenn sie im 
Statut nicht vorgesehen sind, und diese liegen da, wo Rechts- 
geschäfte in Frage kommen, welche die „Grundlagen des Vereins 
und die Voraussetzungen der Geschäftsführung 4499 ) selbst berühren. 
Da hört die Herrschaft des Vorstandes auf, da hat er sich der 
Entscheidung der Mitgliederversammlung zu fügen. 

Im übrigen ergibt sich die Rechtsstellung des Vorstandes aus 
der Bestimmung des § 713, „die Rechte und Pflichten des ge- 
schäftsführenden Gesellschafters (hier Vorstandes) bestimmen sich 
nach den für den Auftrag geltenden Vorschriften, soweit sich aus 
dem Gesellschaftsvertrage nicht ein andres ergibt 44 . Danach hat 
der Vorstand nicht als Beauftragter des Vereins zu gelten, sondern 
er steht zu dem Vereine nur einem dem Auftrage ähnlichen „ge- 
sellschaftlichen 44 Verhältnisse. 100 ) Dies ist besonders aus § 708 
erkennbar, durch welchen dem Gesellschafter der besondere 
Haftungsmodus der diligentia quam suis zugeteilt ist, während der 
Beauftragte nach den allgemeinen Haftungsvorschriften auch für 
culpa levis haftet. 

Durch eine Verbindung von § 713 mit den §§ 662 ff. ergibt sich 
nun für die Rechtsstellung des gesphäftsführenden Vorstandes 
im einzelnen folgendes: 

1. Das Amt des Vorstandes ist ein Ehrenamt, eine Vergütung 
ist daher in der Regel mit ihm nicht verbunden, der Vorstand 
hat also, wenn die Satzung schweigt, die Geschäftsführung un- 
entgeltlich zu besorgen. Zur Uebernahme der Vorstandschaft kann 
ja auch niemand gezwungen werden, wer sie annimmt, handelt 
aus freier Entschließung. Natürlich kann bei umfangreichen 
Vereinen, bei denen die Geschäftsführung die ganze Leistungskraft 
eines Menschen in Anspruch nimmt, eine angemessene Vergütung 
vereinbart werden 101 ) — § 662 — . 



W) Vergl. Planck Bd. II S. 459. 

100) Anders liegt die Sache natürlich, wenn ein Fremder Vorstand ist; dieser 
ist natürlich lediglich Beauftragter. Insbesondere haftet er für omnis 
culpa und nicht nur mit der Diligentia quam suis, wie das Mitglied (§ 708). 

101) Vergl. Knoke a. a. O. S. 70. 
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2. Die Vorstandschaft ist eine Vertrauensstellung; deshalb soll 
der Vorstand die Geschäfte persönlich führen und sich keines 
Vertreters bedienen, 102 ) insbesondere keines Fremden, welcher 
dadurch leicht einen Einblick in das intime Vereinsleben be- 
kommen könnte. Handelt der Vorstand gegen diese Vorschrift, 
so macht er sich ersatzpflichtig. Der Verein braucht sich die 
Führung der Geschäfte durch einen Substituten nicht gefallen zu 
lassen, es sei denn, daß die Satzung dies besonders gestattet. In 
einem solchen Falle ist der Substitut dem Vereine verantwortlich, 
der Vorstand selbst haftet nur mit culpa in eligendo. 

Andrerseits ist der Vorstand im Zweifel befugt, sich bei der 
Geschäftsführung eines Gehülfen zu bedienen, weil darunter der 
persönliche Charakter der Geschäftsführung nicht leidet. Natürlich 
haftet der Vorstand, wie im § 664 zum Ueberfluß noch hervor- 
gehoben ist, hier für ein Verschulden des Gehülfen nach § 278. 
Nach dem Wortlaute dieses Paragraphen aber hat der Schuldner 
(Vorstand) ein Verschulden der Personen, deren er sich zur Er- 
füllung einer Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange zu 
vertreten, wie eigenes Verschulden, d. h., der Vorstand ist nicht 
zu Schadenersatz verpflichtet, wenn die Personen, deren er sich 
als Geholfen bedient, diejenige Sorgfalt anwenden, mit der er, 
der Vorstand, verhaftet ist; das ist aber die Sorgfalt, die er (der 
Vorstand) in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Ver- 
fahren also die Gehülfen so mehr oder weniger sorgfältig, als der 
Vorstand selbst zu tun pflegt, so ist der Vorstand für einen aus 
einer leichten Fahrlässigkeit der Gehülfen etwa entstehenden 
Schaden, den er bei Besorgung eigener Angelegenheiten selbst 
versehen hätte, nicht verantwortlich 108 ) — § 664 — . 

3. Der Vorstand schließt zwar gemäß § 710 die übrigen Mit- 
glieder von der Geschäftsführung aus, gleichwohl steht seine Tätig- 
keit unter der Kontrolle der Generalversammlung, und ist nach den 
Instruktionen derselben einzurichten. Abweichungen von den er- 
teilten Weisungen sind dem Vorstande nur gestattet, wenn er den 
Umständen nach annehmen darf, daß die Generalversammlung bei 
Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde, vorzüglich 
dann, wenn ein Geschäft unter günstigeren Bedingungen abge- 



102) Vergl. Oertmann a. a. 0. Anm. 3. § 718. 

108) Vergl. i. Stapenhorst, Geschäftsfthrnng und Vertretung bei der Gesellschaft 
d. B.G.B. (Diu. Greifswald 1901), S. 26. 
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schlössen werden kann, als die Anweisung der Generalversamm- 
lung besagte, oder wenn infolge eines gewissen Wechsels der 
Umstände die genaue Befolgung der Instruktion dem Vereine 
weniger vorteilhaft wäre als die Abweichung. 104 ) Im Falle einer 
Abweichung hat der Vorstand der Generalversammlung tunlichst 
vor Erledigung des Geschäftes Anzeige zu erstatten und den 
Beschluß derselben abzuwarten. Ist aber Gefahr im Verzuge, so 
ist der Vorstand dieser Wartepflicht enthoben, und kann selbst die 
Abweichung vornehmen, allerdings auf die Gefahr, daß die Mit- 
gliederversammlung seine Handlungsweise als unstatthaft be- 
zeichnet. Ist dies in der Tat anzunehmen, so braucht der Verein 
das Geschäft nicht für seine Rechnung vollzogen gelten zu lassen 
und kann den Vorstand aus § 708 belangen. Der Vorstand wird 
mithin immer gut tun, sich vor den Geschäften mit dem Vereine 
in Verbindung zu setzen, wie er ja überhaupt verpflichtet ist, der 
Generalversammlung auf Verlangen über Stand der Geschäfte 
Bericht zu erstatten und bei Beendigung seines Amtes Rechen- 
schaft abzulegen — § 666 — . Was der Vorstand zum Zwecke der 
Geschäftsführung vom Vereine erhält, und was er auf Grund der- 
selben erlangt^ seien es nun Sachen oder Rechte und Ansprüche, 
z. B. Ersatzansprüche, hat er mit Akzessionen, Früchten, Zinsen 
und allen Nutzungen herauszugeben — § 667 — , und Gelder, die er 
vom Vereine zum Zweck der Geschäftsführung erhalten hat, mit 
4 Prozent zu verzinsen von dem Zeitpunkte ab, wo er sie für sich 
verwendet hat — §§ 668, 246 — . Dagegen kann der Vorstand 
für die mit der Geschäftsführung verbundenen erforderlichen Aus- 
lagen einen Vorschuß vom Vereine verlangen — § 669 — und für 
zum Zwecke der Geschäftsführung gemachte Aufwendungen, so- 
weit er sie den Umständen nach für erforderlich halten dürfte, 
Ersatz beanspruchen — § 670 — . 

Soweit nun der Vorstand außerhalb des Rahmens des ihm 
zugewiesenen Geschäftskreises für den Verein tätig wird, kommen 
die Regeln über Geschäftsführung ohne Auftrag zur Anwendung. 
Danach hat er stets das Interesse des Vereins im Auge zu haben 
_ § 677 — . Muß er erkennen, daß das Geschäft offenbar dem 
Wunsche der Mitglieder zuwiderläuft, und schließt er es gleich- 
wohl ab, so haftet er, auch wenn er das Geschäft mit aller Sorgfalt 
geführt hat, für den dem Verein daraus entstehenden Schaden 



104) Vergl Oertmann, Anm. 2 a, b z. § 665. 
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_ § 678 — . Jedoch kommt ein entgegenstehender Wille der 
Mitglieder nicht in Betracht, wenn der Vorstand einer Pflicht des 
Vereins genügt, deren Erfüllung im öffentlichen Interesse liegt; 
dann ist der Vorstand von einer Haftpflicht befreit — § 679 — . 
Auch beschränkt sich die Haftung des Vorstandes auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit, wenn er eine dem Verein drohende Gefahr 
abwendet. 

Der Vorstand hat aber, sobald er ohne Auftrag handelt, dieses, 
sobald es tunlich ist, dem Vereine mitzuteilen, hat schließlich alles 
herauszugeben, was er auf Grund der Geschäftsführung erworben 
hat, und Gelder des Vereins, die er für sich verwendet hat, zu 
verzinsen — § 681 — . Andrerseits kann aber der Vorstand für 
Aufwendungen bei seiner Geschäftsführung Ersatz verlangen, 
wenn das Geschäft als Geschäft des Vereins zustande kommt, 
sei es nun, daß die negotiorum gestio dem wirklich oder dem 
mutmaßlichen Willen des Vereins entsprach, oder daß sie zwar 
im Widerspruche mit den Vereinsinteressen stand, nachträglich 
aber durch die Mitgliederversammlung genehmigt wurde — §§ 683, 
684 Satz 2 — . Versagt aber die Mitgliederversammlung der 
unbefugten Geschäftsführung die Genehmigung, so kann der Vor- 
stand alles vom Vereine zurückverlangen, was derselbe durch 
seine Geschäftsführung erlangt hat — § 684 — . 

Von Wichtigkeit ist auch die Frage, ob der Vorstand einen 
Ersatz für den Schaden beanspruchen kann, den er bei Gelegenheit 
der Geschäftsführung ohne sein Verschulden erlitten hat. Das 
römische Recht und die früheren Kodifikationen gewährten einen 
solchen Anspruch. 105 ) Für das B. G. B. aber möchten wir ihn mit 
der Mehrzahl der Autoren verneinen. Das B. G. B. steht auf dem 
Standpunkte, daß eine Haftung nur da eintreten soll, wo ein Ver- 
schulden vorliegt; statuiert es Ausnahmen von dieser Regel, so 
müssen sie ausdrücklich hervorgehoben werden. Dies ist der Fall 
in den §§ 837 und 838 (Haftung für Einsturz eines Hauses resp. 
Haftung des Tierhalters). Sollten nun die Vereinsmitglieder dem 
Geschäftsführer den Schaden ersetzen, den derselbe ohne ihr Ver- 
schulden erlitten hat, so müßte dies als Abweichung von dem 
Grundsatze besonders hervorgehoben sein. Dies ist aber nicht 
der Fall, vielmehr ergibt sich aus den Motiven die Absicht, einen 



105) Vergl. Motive Bd. II S. 609 Anm. 1. 
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dahingehenden Anspruch des Vorstandes zu versagen. 106 ) Hier- 
für spricht auch der Umstand, daß das H. Q. B., das die offene 
Handelsgesellschaft ganz auf der Qrundlage des Gesellschafts- 
rechts des B.O. B. aufbaut, und infolgedessen eine Reihe von 
Bestimmungen des Gesetzes älterer Fassung als entbehrlich hat 
fallen lassen, ausdrücklich im § 110 die Regel beibehalten hat, daß 
dem Gesellschafter Verluste zu ersetzen sind, die er durch seine 
Geschäftsführung unmittelbar erleidet. Durch diese ausdrückliche 
Hervorhebung der Anordnung für das Handelsrecht rechtfertigt 
sich der Schluß, daß für die Gesellschaft und den nichtrechtsfähigen 
Verein des bürgerlichen Rechts das Gegenteil gilt. 107 ) Dadurch 
ist aber natürlich nicht ausgeschlossen, daß der Vorstand eines 
nichtrechtsfähigen Vereins sich durch einen besonderen Vertrag 
mit den Mitgliedern gegen alle Verluste, die ihm aus seiner 
Geschäftsführung erwachsen, sichert. 

Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so steht diesen 
die Geschäftsführung gemeinschaftlich zu, es sei denn, daß den 
einzelnen Vorstandsmitgliedern bestimmte Funktionen zugewiesen 
sind, wie Leitung der Versammlung, Buchführung, Kassen- 
verwaltung usw. Für die gemeinsame Geschäftsführung mehrerer 
Vorstandsmitglieder finden die oben für die Mitgliederversamm- 
lung entwickelten Sätze entsprechende Anwendung — §§ 709, 710 
Abs. 2 — . 

Die Vorstandschaft endigt durch Auflösung des Vereins 
(sei es infolge Wegfalls der Mitglieder, Erreichung oder Un- 
möglichwerdens des Zweckes, Konkurses über das Vereins- 
vermögen oder eines Aktes der Verwaltungsbehörde), durch 
Kündigung des Vorstandes und durch Absetzung seitens der 
Mitgliederversammlung. 

Die Kündigung seitens des Vorstandes darf aber nur in der 
Weise erfolgen, daß dem Vereine ein Schaden daraus nicht er- 
wächst. Der Vorstand darf also nicht zur Unzeit kündigen. Eine 
unzeitige Kündigung verpflichtet zum Ersätze des daraus ent- 
stehenden Schadens, es sei denn, daß ein wichtiger Grund (z. B. 
schwere dauernde Erkrankung) zur unzeitigen Kündigung vorliegt 
— §§ 712 Abs. 2, 671 —. 



100) Motive Bd. II S. 609. 

107) Knoke a. a. O. S. 69—70, zustimmend auch Planck, Anm. 3 z. § 670 

Isay, Geschäftsführung, S. 156 ff.; Enneccerus- Lehmann Bd. I S. 682; 

Cosack Bd. II S. 402 (377). 
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Andrerseits können auch die übrigen Mitglieder (bei der Ab- 
stimmung ist der Vorstand selbst also ausgeschlossen) den Vor- 
stand absetzen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere, 
wenn er seine Pflichten in grober Weise verletzt oder sich zu 
einer ordnungsmäßigen Geschäftsführung als unfähig erweist 
— § 712 — . 

In der Regel wird die Satzung Bestimmungen über die 
Endigung der Vorstandschaft enthalten. Verfügt sie aber z. B. t 
daß der Vorstand auf sein Kündigungsrecht verzichtet, oder daß 
eine Absetzung ausgeschlossen sein solle, so sind derartige 
Satzungsbestimmungen nichtig, denn einerseits bestimmt § 671 
in Abs. 3, der gemäß § 713 analoge Anwendung findet, daß bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes der Verzicht auf die Kündigung 
keine Bedeutung habe, und andrerseits enthielte ein satzungs- 
mäßiger Verzicht des Vereins auf Absetzung des Vorstandes eine 
Preisgabe des Vereins in die Willkür des Vorstandes, und wäre 
daher gegen die guten Sitten verstoßend und mithin nach § 138 
nichtig. 108 ) 

Schließlich möge noch erwähnt werden, daß das B. G. B. eine 
Bestimmung trifft zu Gunsten des Geschäftsführers, der von der 
Auflösung des Vereins, mithin auch von der Beendigung seines 
Amtes keine Kenntnis hatte. Um ihn vor Schaden zu schützen, 
gilt die dem Vorstande übertragene Geschäftsführung zu seinen 
Gunsten gleichwohl als fortbestehend, bis er von der Auflösung 
Kenntnis erlangt hat oder erlangt haben mußte — § 729 — . 

Die Rechtsverhältnisse des Vereins nach außen. 

§7. 
Die Vertretung. 

Gemäß § 714 ist der Vorstand, der die Geschäftsführung des 
Vereins in Händen hat, im Zweifel, auch zur Vertretung desselben 
Dritten gegenüber ermächtigt. Daraus folgt erstens, daß der 
Verein die Norm des § 714 auch durch die Satzung ausschließen 
und anderweitig die Vertretung regeln kann, und zweitens, daß 
die Grundlage der Vertretung des nichtrechtsfähigen Vereins stets 
eine Vollmacht ist. Es handelt sich also weder um eine gesetzliche 
Vertretung, wie sie dem Vorstande eines rechtsfähigen Vereins 



106) Oertmann, Aam. 2 z. § 712. 
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eingeräumt ist (vergl. § 26 Abs. 2 S. 1), auch nicht um eine Ver- 
tretung kraft Gesetzes, wie sie der § 1357 der Ehefrau im Rahmen 
ihrer Schlüsselgewalt für den Ehemann verleiht, sondern um eine 
Vertretung kraft Vollmacht im Sinne der §§ 164 ff. B. Q. B. Daraus 
ergeben sich die nachstehenden Folgen: 

Enthält die Satzung keinerlei Bestimmungen über den Umfang 
der Vertretungsmacht, so ist der Vorstand ermächtigt, den Verein 
in dem Umfange zu vertreten, als er zur Führung der Geschäfte 
befugt ist; ist dagegen dem Vorstande durch die Satzung Vollmacht 
erteilt, 100 ) so entscheiden über den Umfang seiner Vertretungs- 
macht die Bestimmungen der Satzung. Im einzelnen hat dann 
folgendes zu gelten: 

1. Handelt der Vertreter im Rahmen seiner Vertretungsmacht, 
so wirkt diese Tätigkeit unmittelbar für und wider den Verein 
resp. die Vereinsmitglieder. Voraussetzung einer solchen direkten 
Stellvertretung ist aber Offenheit des Handelns für einen 
andern,* wobei es keinen Unterschied macht, ob der Vertreter 
ausdrücklich erklärt, er handele nicht im eigenen Namen, sondern 
für den Verein, oder ob aus den Umständen zu schließen ist, daß 
das Geschäft für Rechnung des Vereins abgeschlossen werden soll. 
Tritt aber der Wille des Vorstandes, für den Verein zu handeln, 
in keiner Weise erkennbar hervor, so entsteht durch seine Er- 
klärung ein obligatorisches Band nur zwischen dem Vorstande 
und dem Dritten; der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu 
handeln, kommt nicht in Betracht. 

2. Handelt der Vorstand für den Verein ohne Vertretungsmacht 
oder über den Rahmen derselben hinaus, so bleibt das Geschäft 
zunächst in der Schwebe; ohne seinen Willen wird der Verein 
weder berechtigt noch verpflichtet. Den Vereinsmitgliedern ist es 
darum aber unbenommen, dem Geschäfte gegen sich Wirkung bei- 
zulegen, dadurch, daß sie die Willenserklärung ihres Vorstandes 
nachträglich genehmigen. Verlangt nun der Dritte vom Vereine eine 
Erklärung, ob die Vorstandshandlung genehmigt werden solle, so 
muß die Antwort des Vereins innerhalb zwei Wochen erfolgen; 
andernfalls gilt die Genehmigung als verweigert — § 177 — . In 
solchem Falle ist dann der Vorstand dem Dritten verpflichtet, und 
zwar nach freier Wahl des letzteren auf Erfüllung oder Schaden- 



109) Die andern Arten der Vollmachtserteilung der §§ 167 ff. kommen für 
den nichtrechtsfähigen Verein kaum in Frage. 
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ersatz wegen Nichterfüllung — § 179 — , aber nur dann, wenn er 
selbst den Mangel seiner Vertretungsmacht kannte; war er da- 
gegen bona fide, zur Vertretung ermächtigt zu sein, so braucht er 
dem Dritten nur das negative Vertragsinteresse zu ersetzen 
— § 179 Abs. 2 — . War aber schließlich dem Dritten der Mangel 
der Vertretungsmacht bekannt, so haftet der Vertreter überhaupt 
nicht — § 179 Abs. 3 — . Wie reimt sich dieses mit der Schutz- 
bestimmung des § 54 Satz 2, wonach derjenige, der im Namen 
eines nichtrechtsfähigen Vereins einem Dritten gegenüber ein 
Rechtsgeschäft vorgenommen hat, persönlich haften soll? 

Die Bestimmung des § 54 Satz 2 enthält eine Abweichung von 
den allgemeinen Regeln der Stellvertretung, sie ist erlassen zum 
Schutze des Publikums, das infolge der äußerlich schwer erkenn- 
baren Verhältnisse des nichtrechtsfähigen Vereins bei Rechts- 
geschäften mit einem solchen sich häufig der Ungewißheit aus- 
setzen müßte, ob ihm für seine Leistung auch die schuldige Gegen- 
leistung zuteil werden wird. Um den Dritten von dieser Ungewiß- 
heit zu befreien, bestimmt das Gesetz, daß die Person, welche den 
Verein vertritt, persönlich haften solle. Wenn nun aber der Dritte 
bestimmt weiß, daß derjenige, welcher angibt, im Namen des 
Vereins zu handeln, zur Vertretung gar nicht befugt ist, so handelt 
er so leichtsinnig und wagehalsig, daß er den Schutz des § 54 S. 2 
gar nicht verdient, und es ist gewiß billig, wenn man annimmt, 
daß für solche Fälle in der Tat die Bestimmung des § 54 nicht 
berechnet sei, vielmehr derartige Rechtsgeschäfte nach den allge- 
meinen Vorschriften über Handeln ohne Vertretungsmacht be- 
urteilt. 110 ) Die Haftung des Vorstandes eines nichtrechtsfähigen 
Vereins muß demnach entfallen, wenn der Dritte den Mangel der 
Vertretungsmacht kannte oder kennen mußte. 

Eine weitere wichtige Frage, die das Gesetz unbeantwortet 
läßt, ist die, ob der Vertreter ermächtigt ist, sich seinerseits einen 
Substituten zu bestellen. Für die Geschäftsführung hat sich oben 
aus den zur Anwendung gelangenden Normen über den Auftrag 
ergeben, daß der Geschäftsführer persönlich seines Amtes zu 
walten hat. Dasselbe hat auch wohl für den Vertreter zu gelten. 
Gerade dadurch, daß der Vollmachtgeber zu seinem Vertreter nur 
eine Person bestellt, deren Ruf und Fähigkeiten ihm eine Bürg- 



110) Zustimmend Behbein, Anm. 2 c z. § 54; Cohn ». a. 0. 8. 35. A. M. Planck, 
Anm. 5 z. § 54. 
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schaft für ehrliche und ordnungsgemäße Ausführung des Geschäftes 
gewähren, läßt er erkennen, daß er großen Wert gerade auf die 
Persönlichkeit seines Vertreters legt. Deshalb ist es auch dem 
Vorstande nicht gestattet, sich ohne Erlaubnis der Mitglieder- 
versammlung eines Substituten zu bedienen. Er macht sich sonst 
für allen daraus entstehenden Schaden verantwortlich. Ist dem 
vertretenden Vorstande aber eine Substituierung gestattet, so gilt 
folgendes: 

Handelt der Substitut im Namen des Vereins, so hat er ganz 
die Stellung des Vorstandes, das Geschäft wirkt für und gegen 
den Verein, er selbst bleibt aus § 54 persönlich verhaftet. 

Handelt der Substitut nicht im Namen des Vereins, sondern 
im Namen der einzelnen Mitglieder, so ist der Erfolg derselbe, 
aber er ist von der Haftung aus § 54 frei. 

Handelt der Substitut aber nur im Namen des Vorstandes, 
so wird nur dieser berechtigt und verpflichtet. 

§8. 
Vereinsvermögen und Schuldenhaftung. 

Aus dem bisher Ausgeführten war zu ersehen, wie die innere 
Organisation eines nichtrechtsfähigen Vereins dem Bau eines 
rechtsfähigen Verbandes durchaus ähnlich gestaltet ist, was ins- 
besondere dadurch herbeigeführt ist, daß der subjektive Bestand 
des Vereins vom Individualwillen der Mitglieder losgelöst wurde 
durch Mitgliederwechsel und Mehrheitsbeschlüsse. Nach außen 
kann nun der nichtrechtsfähige Verein wegen seiner mangelnden 
juristischen Persönlichkeit niemals ganz die Stellung einer rechts- 
fähigen Korporation einnehmen; er kann aber wenigstens in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung der Außenwelt als Verkehrseinheit 
gegenübertreten, indem er seinen objektiven Bestand verselb- 
ständigt, sich ein Vereinsvermögen verschafft, das als selbständiges 
Haftungsobjekt den Gläubigern des Vereins gegenüber sich dar- 
stellt. Dieses ist im B. G. B. durch die Aufnahme des Prinzips der 
gesamten Hand erheblich gegen das frühere Recht erleichtert, denn 
bei dem Gesamthandsverhältnis „ist die Verbundenheit von Einzel- 
rechten in der Weise begründet, daß Einzelverfügungen begrifflich 
ausgeschlossen sind". 111 ) Vielmehr können nur alle Mitglieder 
gemeinschaftlich oder durch ihren Bevollmächtigten, den Vor- 



ill) Stobbe, D. Pr. E., Bd. I § 61. 
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stand, der dann als Organ der Gesamtheit handelt, 11 *) verfügen. 
Wohl haben die Mitglieder ein Anteilsrecht, aber dieses liegt bis 
zur Auflösung des Vereins dinglich gebunden, so daß den Mit- 
gliedern jede Einzelverfügung darüber entzogen, ja selbst der 
Anspruch auf Teilung genommen ist — § 719 Abs. 1 — . 

Der Wille des Gesetzgebers, dem Vereinsvermögen eine mög- 
lichst große Selbständigkeit zu verleihen, ihn vor Schwankungen 
zu bewahren, ist noch anderweitig erkennbar: 

1. Als Konsequenz des Prinzips der gesamten Hand wird im 
§ 719 Abs. 2 bestimmt, daß ein Mitglied seine Schuld nicht mit 
einer ihm gegen ein andres Vereinsmitglied zustehenden Forderung 
aufrechnen kann; es fehlt eben an der notwendigen Personen- 
Identität. 118 ) Dagegen dürfte dieses Erfordernis vorhanden sein, 
wenn sich eine Forderung des Vereins und eine solche gegen alle 
Mitglieder gegenübersteht; dann dürfte eine Kompensation er- 
folgen können. 

2. Aus der Unübertragbarkeit des einzelnen Anteilrechtes an 
den Objekten des Vereinsvermögens folgt auch dessen Unpfänd- 
barkeit. Wohl ist durch § 859 Z. P. O. der Anteil des Schuldners 
am Gesellschaftsvermögen als Ganzen für pfändbar erklärt, und 
diese Bestimmung mag bei einer Gesellschaft praktische Bedeutung 
haben können. Handelt es sich aber um das Vermögen eines 
Vereins, so wird sie illusorisch. Hat der Gläubiger die Pfändung 
eines Anteils am Vereinsvermögen erwirkt, so kann er dem Verein 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen — § 725 Abs. 1 — . 
Durch eine solche Kündigung erlangt er aber nicht die Auflösung 
des Vereins und die Auseinandersetzung des Vermögens, sondern 
bewirkt gemäß § 736 nur, daß das betreffende verschuldete Mit- 
glied aus dem Vereine ausscheidet. „Anstatt an den Anteil kann er 
sich nur an das halten, was etwa der Verein dem ausscheidenden 
Mitgliede als Ersatz für den Anteil auszuzahlen hat. 4411 *) Dies 
wird aber, wie unten zu zeigen ist, gleich Null sein, 114 ) denn das 
Vereinsvermögen bleibt sich gleich unabhängig von Schwankungen 
des Mitgliederbestandes. 

3. Die Selbständigkeit des Vereinsvermögens ist ferner hervor- 
gehoben in der Konkursordnung, welche im § 213 ein Konkurs- 



112) Sohm, Die deutsche Genossenschaft, S. 28—29. 

113) Oertmann, Anm. 2 z. § 719. 

1U) Gierke a. a. 0. S. 22; S. 22 Anm. 33. 



Digitized by 



Google 



58 

verfahren über das Vermögen des Vereins zuläßt, und in der Zivil- 
Prozeß-Ordnung, die im § 735 eine Zwangsvollstreckung in das- 
selbe gestattet. 

Die Hauptquelle für das Vereinsvermögen bilden die Beiträge 
der Mitglieder. Diese können, wie oben auseinandergesetzt, der 
verschiedensten Art sein. Das Vermögen des Vereins kann danach 
aus Geld und andern vertretbaren Sachen (die nach § 706 im 
Zweifel gemeinschaftliches Eigentum der Mitglieder werden), aus 
Ansprüchen und Rechten, insbesondere Nutzungsrechten usw. be- 
stehen. Zweifellos fällt in das Vereinsvermögen alles, „was auf 
Grund eines zum Vereinsvermögen gehörenden Rechtes oder als 
Ersatz für die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung eines 
zum Vereinsvermögen gehörenden Gegenstandes erworben ist", 
Früchte und Akzessionen aller Art — § 718 Abs. 2 —. Streitig 
aber ist, ob ein nichtrechtsfähiger Verein durch Schenkungen 
erwerben kann und ob er die Erbfähigkeit besitzt. 

Im früheren Rechte wurde die Erbfähigkeit des nichtrechts- 
fähigen Vereins vielfach anerkannt, 115 ) insbesondere gelangte auch 
das Reichsgericht 116 ) dazu, auszuführen, daß unter der kollektiven 
Bezeichnung des Vereins den dermaligen Mitgliedern eine Zu- 
wendung in der Art ausgesetzt werden könne, daß sie denselben m 
zum Miteigentum zufalle, so daß die Mitglieder zugleich zu einer 
bestimmten Zweckverwendung verpflichtet sein wollten, sofern 
nur ein hierauf gerichteter Wille des Erblassers erhelle. 

Für das neue Recht vertritt Gierke 117 ) dieselbe Ansicht, daß 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit Vermögen nicht nur unter Lebenden, 
sondern auch von Todeswegen erwerben können, es sei zulässig, 
„die jeweiligen Mitglieder in ihrer gesellschaftlichen Verbundenheit 
als Erben einzusetzen oder mit einem Vermächtnisse zu bedenken". 
Von andrer Seite 118 ) wird die Auffassung vertreten, daß zwar 
grundsätzlich eine letztwillige Verfügung einem nichtrechtsfähigen 
Verein wie einer juristischen Person nicht zugute kommen könne. 
Man könne aber dem Willen des Erblassers in der Weise gerecht 
werden, daß man nicht den Verein, sondern die Mitglieder des- 



115) Vergl. Sächsisches B.G.B. § 2075; Rosin in Gruchots Beitrag., Bd. 27 
S. 128. Gierke, Genossenschaftstheorie, S. 106. 

116) Entsch. d. R.-G. ▼. 31. Jan. 1884 bei Grnchot Bd. 28 S. 928: 

117) Gierke, V. o. R., 8. 2l ; Eck a. a. 0. S. 80 Anm. 2. 

118) Endemann Bd. III § 6 a. E.; Strohal, Erbrecht, S. 72; Swart a. a. 0. S. 51. 
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selben als die Bedachten ansähe, mit der Auflage, das Zugewandte 
für Zwecke des Vereins zu verwenden. Es seien also die sämt- 
lichen gegenwärtigen Mitglieder als Erben berufen und bildeten 
eine Gemeinschaft zur gesamten Hand, der aber die Verwendung 
des Nachlasses zu Vereinszwecken zur Pflicht gemacht werde. 

Da nun der nichtrechtsfähige Verein eine Person unter keinen 
Umständen ist, kommen als Rechtssubjekte der letztwilligen Zu- 
wendung nur die Mitglieder in Betracht. Als eine Mehrheit von 
Erben aber fallen sie unter den Begriff der Miterbschaft, deren 
Eigentümlichkeit darin besteht, daß jeder Erbe frei über seinen 
Anteil verfügen kann. In diesem Rechte der freien Anteilsver- 
fügung aber liegt ein grundsätzlicher Unterschied vom Gesamt- 
handsverhältnis, und es ist daher undenkbar, daß die Mitglieder 
als solche zugleich auch Miterben sind. Deshalb ist die Gierke'sche 
Konstruktion, daß der Nachlaß an die Mitglieder in ihrer gesell- 
schaftlichen Gebundenheit falle, unhaltbar. Wollte man aber den 
Ausführungen Endemanns und Strohais folgen, so müßte man 
folgendermaßen konstruieren: Bedachte sind die Mitglieder, aber 
unabhängig von ihrer Mitgliedseigenschaft, jedem einzelnen ist 
die Auflage gemacht, das Zugewandte zu Zwecken des Vereins 
zu verwenden. Danach müßte die Entschließung über Annahme 
oder Ausschlagung der Erbschaft jedem einzelnen Mitgliede zu- 
stehen. Schlägt nun einer der Bedachten aus, so akkresziert sein 
ideeller Anteil den übrigen (§ 2158). Schließlich könnte, wenn alle 
bis auf einen ausschlagen, diesem einen Mitgliede die ganze Zu- 
wendung zufallen, und dadurch würde ein Erfolg erreicht, der dem 
Willen des Testators direkt entgegenliefe. Besteht auch für dieses 
eine Mitglied noch die Auflage, das Empfangene für Zwecke des 
Vereins zu verwenden, so kann es doch von den übrigen Mit- 
gliedern nicht mehr dazu gezwungen werden, da sie durch ihre 
Ausschlagung zu erkennen gegeben haben, daß sie die Zuwendung 
für das Vereinsvermögen nicht beanspruchen. 119 ) 

Eine letztwillige Zuwendung an einen nichtrechtsfähigen Verein 
ist also nicht möglich. Anders bei Zuwendung unter Lebenden. 
Handelt es sich z. B. um eine Schenkung, so sind die Kontrahenten 
der Schenkgeber und die Mitglieder. Es ist nun auch hier möglich, 
daß einige Mitglieder das Geschenk nicht annehmen wollen. Ob 
aber die Mehrzahl für die Annahme ist, wird bald eine Abstimmung 



H9) Vergl. Joseph in Köhlers Archiv für bürgerliches Recht, Bd. XX S. 220 ff. 
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ergeben, und eine solche Feststellung des Generalwillens wird bei 
einem obligatorischen Vertrage, wie der Schenkung, wohl statthaft 
sein im Gegensatz zu der Formstrenge des Erbrechts. Natürlich 
ist bei einem solchen Schenkungsvertrage, durch welchen die Mit- 
glieder zunächst in ihrem Privatvermögen bereichert werden, auch 
immer die Bedingung beigefügt, das Erhaltene für den Vereins- 
zweck zu verwenden. 

Wir sehen, das Vereinsvermögen erscheint in vieler Hinsicht 
als ein selbständiges Zweckvermögen. Gleichwohl aber tritt doch 
oft genug deutlich hervor, daß im Grunde nur die Mitglieder die 
Berechtigten und Verpflichteten sind. So geschehen alle im 
Grundbuche vorzunehmenden Eintragungen nicht auf den Namen 
des Vereins, sondern auf den Namen sämtlicher Mitglieder, und 
bei jedem Eintritt und Austritt eines Mitgliedes muß eine Grund- 
buchberichtigung vorgenommen werden. Ferner enthält das Ge- 
sellschaftsrecht selbst eine Bestimmung, durch welche der ruhige 
Bestand des Vereinsvermögens gestört werden kann. Nach § 738 
sollen nämlich die Gesellschafter verpflichtet sein, einem aus- 
scheidenden Gesellschafter das aus dem Gesellschaftsvermögen 
zu zahlen, was er im Falle einer Auseinandersetzung erhalten hätte. 
Dies ist eine Bestimmung, die dem Willen der Vereinsmitglieder 
entgegenläuft. Wer einem Vereine angehört, ist sich wohl be- 
wüßt, daß er von den Beiträgen und sonstigen Opfern, die er dem 
Vereine bringt, nie etwas zurückerhält, deshalb wird jeder Verein 
gut tun, in seine Satzung einen Passus aufzunehmen, welcher den 
Ausscheidenden jeglichen Anspruchs gegen den Verein für ver- 
lustig erklärt. Fehlt aber eine solche Statutenbestimmung, so ist 
dcch in dem Willen der Mitglieder, einen Verein zu bilden, die 
Vereinbarung zu erblicken, daß sie diese dem Wesen des Vereins 
feindliche Bestimmung des § 738 stillschweigend wegbedungen 
haben wollen. Das Vereinsvermögen ist also unabhängig von 
Schwankungen im Mitgliederstande. 

Verliert nun das ausscheidende Mitglied alle Rechte an dem 
Vereinsvermögen, so sind ihm billig auch alle Pflichten zu erlassen, 
die mit seinem Anteilsrechte verbunden waren. Die Vereins- 
mitglieder tragen ein Vermögen zusammen, besonders zu dem 
Zwecke, um einen Fonds für Anschaffungen zu haben, um ein 
Bollwerk gegen die Angriffe der Gläubiger zu besitzen. In diesem 
Sinne ist das Vereinsvermögen ein selbständiges Haftungsobjekt, 
dessen Eigentümlichkeit aus dem Gesamthandsverhältnis zu er- 
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klären 110 ) ist Das Vermögen besteht aus lauter gebundenen An- 
teilen der Mitglieder und wird bei Verpflichtungen der Mitglieder 
in seinem ganzen Umfange derart erfaßt, daß es völlig unerheblich 
ist, ob unter den Mitgliedern ein Wechsel vor sich geht, da der 
Ausscheidende jegliches Recht an dem Vereinsvermögen verliert 
und sein Anteil den übrigen Mitgliedern akkresziert, resp. ein 
Neueintretender an dem Vermögen in gleicher Weise, wie die 
alten Mitglieder, teilnimmt, so daß ein einheitliches Haftungsobjekt 
erhalten bleibt. 

In geschickter Weise vergleicht Rosin 121 ) diese Art der 
Haftung mit dem Vereinsvermögen mit der hypothekarischen Ver- 
haftung eines Grundstückes, welche auch dieselbe bleibt, wenn 
auch in der Person des Grundeigentümers ein Wechsel eintritt. 

Auf diese Weise finden wir auch bei dem nichtrechtsfähigen 
Verein eine dingliche Haftung vor, wie sie den rechtsfähigen 
Vereinen des bürgerlichen Rechts eigentümlich ist. Es ist aber 
nie zu vergessen, daß bei dem nichtrechtsfähigen Vereine nicht 
der Verein, sondern die Mitglieder die Verpflichteten sind, „das 
Gesellschaftsvermögen haftet für die Gesellschaftsschulden nur als 
Vermögen der Gesellschafter". 122 ) 

Die Mitglieder haften aber nun nicht bloß mit ihrem Vermögen, 
soweit es in dem Anteilsrechte an dem Vereinsvermögen besteht, 
sie haften auch mit ihrem Privatvermögen. Die letztere Haftung, 
die wir als die persönliche bezeichnen wollen, ist aber erheblich 
verschieden von jener dinglichen Haftung, der Haftung mit dem 
Vereinsvermögen. Während hier korporative Grundsätze vor- 
herrschen, und eine Pflicht nur besteht, wo ein Anteilsrecht 
existiert, haben für die persönliche Haftung die allgemeinen Regeln 
der Haftung des durch einen Bevollmächtigten wirksam Ver- 
tretenen zu gelten, und zwar unter Anwendung gesellschaftlicher 
Grundsätze. 

Danach entsteht diese Haftung des einzelnen Mitgliedes mit 
seinem Privatvermögen aus seiner Mitgliedstellung, aus welcher 
hervorgeht, daß er zu allen Geschäften des Vorstandes, soweit sie 
statutenmäßig abgeschlossen worden, seine Einwilligung erteilt. 
Als Mitglied des Vereins erkennt er an, daß der Vorstand von ihm 



120) Cosack a. a. 0. Bd. I 8. 390 bezeichnet die Haftung des Vereins - 
Vermögens treffend als Schuld zur gesamten Hand. 

121) Rosin a. a. 0. S. 137 ff.; Abrahamsohn a. a. 0. S. 116. 
12*) Planck a. a. 0. S. 463: 
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bevollmächtigt ist, und daß er durch dessen Willenserklärung be- 
rechtigt und verpflichtet sein will. Ist er aber einmal durch den 
von ihm bevollmächtigten Vorstand verpflichtet, so tritt seine Mit- 
gliedseigenschaft zurück, diese enthielt nur die Grundlage seiner 
Haftung, insofern sie die Bevollmächtigung in sich schließt; dann 
ist seine Person ergriffen, und er ist deshalb nicht mehr imstande, 
durch Ausscheiden aus dem Vereine seine Haftung abzustreifen. 
Durch seinen Austritt erleidet daher die Rechtslage der Gläubiger 
keinerlei Veränderung. 128 ) 

Andrerseits wird dies persönliche Haftungsverhältnis auch 
nicht durch den Eintritt eines neuen Mitgliedes berührt. Die Voll- 
macht wirkt nur für und gegen die, welche sie erteilt haben. Die 
vor dem Eintritt eines neuen Mitgliedes eingegangenen Verbind- 
lichkeiten sind auf eine Bevollmächtigung dieses neuen Mitgliedes 
nicht zurückzuführen." 4 ) Der Unterschied zwischen der Haftung 
in dem Vereinsvermögen und der dinglichen Haftung ist also der, 
daß mit dem Vereinsvermögen immer die jeweiligen Mitglieder 
haften, während die persönliche Haftung nur diejenigen Mitglieder 
oder Ausgeschiedenen betrifft, welche zur Zeit der Entstehung der 
Verbindlichkeit dem Vereine angehörten. 125 ) 

Soll nun das Privatvermögen der Mitglieder zur Tilgung der 
Vereinsschuld herangezogen werden, so entsteht die Frage, ob die 
Mitglieder anteilig oder solidarisch verhaftet sind. Nach gemeinem 
Rechte mußte man sich, wenn man sich auf die maßgebenden 
Quellen stützte, für anteilige Haftung entscheiden. 128 ) Nach dem 



128) Vergl. Bonn a. a, 0. 8. 138. 

124) Abrahauuohn a. a. 0. 8. 20. 

125) Häufig werden die Statuten eines Vereins die Bestimmung enthalten, daß 
der Neueintretende in die früher begründeten Schulden eintreten solle. 
Durch eine solche Verpflichtung des Neueintretenden entsteht aber nur 
eine Innenschuld, wenn man nicht die Schuldübernahme als ein Pactum 
infavorem tertii ansehen wollte; andrerseits ist auch einer korre- 
spondierenden Statutenbestimmung, nach welcher die Mitglieder bei ihrem 
Ausscheiden yon der persönlichen Haftung befreit sein sollen, die Geltung 
zu versagen. 

126) Vergl. Dernburg, Pand., Bd. II § 71 ; Gierke, Genossenschaftstheorie, 
S. 63 — 1. 11 § 1 Dig. 45, 2; 1, 44 § 1 Dig. de aed. edicto „quamvis, 
actio ex empto cum singulis sit pro portione qua socii fuerunt tf . 

Der Versuch Bandas (Archiv für Wechselrecht Bd. XV S. 845), 
die solidarische Haftung unter Hinweis auf die actio exercitoria zu 
statuieren, ist mißglückt, da die exercitoria im gemeinen Bechte nicht 
mehr existierte. 
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B. O. B. kann sowohl anteilige wie solidarische Haftung eintreten. 
Handelt es sich um eine teilbare Leistung, so sind die Mitglieder 
im Zweifel nur zu gleichen Anteilen verpflichtet — § 420 — . Da- 
nach ist auch hier die Regel, daß Teilhaft eintritt. Mit Recht 
bemerkt aber Cosack, 127 ) daß die Unterbrechung dieser Regel 
praktisch wichtiger sei, als die Regel selbst; und diese starke 
Ausnahme enthält der § 427, wonach die Mitglieder, die sich 
durch 128 ) Vertrag zu einer teilbaren Leistung verpflichtet haben, 
im Zweifel als Gesamtschuldner haften, und der § 431, wonach 
mehrere auf eine unteilbare Leistung stets solidarisch verpflichtet 
sind. Sind also die Mitglieder eines nichtrechtsfähigen Vereins 
durch einen Vertrag ihres Vorstandes mit ihrem Privatvermögen 
verpflichtet, so haften sie im Zweifel als Gesamtschuldner; natür- 
lich kann im Falle einer teilbaren Leistung das Gegenteil vereinbart 
werden. 129 ) Nachdem nun das B. G. B. den Unterschied zwischen 
der Solidar- und Correal-Obligation beseitigt hat, besteht das 
Wesen der Gesamtschuld darin, daß jeder Schuldner auf das 
Ganze haftet, aber die Leistung durch einen Schuldner alle befreit 
— §§ 421, 422 Abs. 1 — . 

Außer den Mitgliedern des Vereins ist nun gemäß § 54 Satz 2 
Subjekt der Schuldenhaftung auch derjenige, der im Namen des 
Vereins ein Rechtsgeschäft vorgenommen hat. Die Voraus- 
setzungen, unter denen seine Haftung eintritt, sind im allgemeinen 
bereits oben erörtert. 180 ) Hier möge noch hinzugefügt werden, 
daß es für seine Haftung unerheblich ist, ob der Dritte die Rechts- 
unfähigkeit des Vereins kannte oder nicht, 181 ) ob er auf eine 
persönliche Haftung seines Mitkontrahenten rechnete oder nicht, 
sowie ob der handelnde Vertreter Vorstand oder Spezialbevoll- 
mächtigter war. Allerdings enthält die Bestimmung des § 54 S. 2 
keine zwingende Norm; es ist möglich, daß durch Vertrag die 
Haftung des Vertreters ausgeschlossen wird. In solchen Fällen 
ist aber eine ausdrückliche Vereinbarung unerläßlich; es würde 
fehlerhaft sein, wollte man eine stillschweigende Vereinbarung 
zur Abänderung des genannten Paragraphen genügen lassen. 182 ) 



127) Cosack a. a. 0. Bd. I S. 883. 

128) Oertmann, Anm. 2 z. § 427. 

129) Vergl. Dernburg, Daß bürgert. Recht, Bd. I S. 241. 

180) & o. S. 49 ff. 

181) Vergl. Eck a. a. 0. S. 81. 

182) A. M. Leist a. a. 0. S. 88. 
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Handeln mehrere gemeinschaftlich im Namen des Vereins, so 
haften sie als Gesamtschuldner — § 54 Satz 2 — . 

Wir sehen, der Gläubiger eines nichtrechtsfähigen Vereins 
kann auf drei Wegen zu seiner Befriedigung gelangen, er kann 
das Vereinsvermögen in Angriff nehmen, er kann sich an das 
Privatvermögen der Mitglieder halten und kann von dem handeln- 
den Vertreter die Gegenleistung verlangen. Es taucht so die Frage 
auf, wie verhalten sich diese Verhaftungen untereinander, haftet 
erst das Vereinsvermögen, und dann die Mitglieder mit ihrem 
Privatvermögen, sind die Mitglieder prinzipaliter verpflichtet und 
der handelnde Vertreter nur subsidiär oder umgekehrt? 

Betrachten wir zunächst das Verhältnis der Haftung des Ver- 
treters und der Mitglieder. Die harte Verantwortlichkeit, die dem 
Vertreter aufgebürdet ist, hat Veranlassung zu Versuchen gegeben, 
durch geschickte Konstruktion darzutun, daß der Vertreter erst 
sekundär hafte, nachdem die Mitglieder vergeblich zur Leistung 
herangezogen sind. So hat man insbesondere versucht, die Ver- 
treterhaftpflicht analog der Bürgschaft zu behandeln. 188 ) Dies ist 
aber aus dem Grunde nicht möglich, weil sie das Bestehen einer 
Hauptschuld nicht zur Voraussetzung hat, und weil einer solchen 
Konstruktion die Bestimmung des § 54 Satz 2 entgegensteht. Die 
Haftung des Vertreters ist keine Ersatzhaftung, sondern eine 
Nebenhaftung, eine Sicherheitshaftung nach Art der Actiones 
adjecticiae qualitatis. Vertreter und Mitglieder haften nebenein- 
ander solidarisch; die Vertreterhaftpflicht ist nichts andres als eine 
gesetzliche Schuldtibernahme kumulativer Art. 184 ) 185 ) 

Des weiteren entsteht die Frage: Haften die Mitglieder primär 
mit deA Vereinsvermögen und erst subsidiär mit ihrem Privat- 
vermögen, d. h. können sie verlangen, daß der Gläubiger erst aus 
dem Vereinsvermögen Befriedigung sucht, bevor er sie persönlich 
belangt? Für die Bejahung dieser Frage sprechen eine Reihe von 
Erwägungen: Der Einzelne hat, um sich vor der Gefahr eines 



183) Nußbaum, Sachs. Archiv, Bd. X S. 338. 

184) Zu bemerken ist übrigens, daß die durch § 64 8. 2 angeordnete Vertreter- 
haftpflicht einer besonderen Erwähnung gar nicht bedürfte, solange der 
Vertreter Mitglied des Vereins ist. Als solcher haftet er bereits als 
Vollmachtgeber mit seinem Privatvermögen. Die Bestimmung des § 54 
8. 2 hat also nur Bedeutung für solche Vorstände, die nicht Mitglieder 
sind (s. o. S. 42). 

485) Oierke, V. o. R., S. 20. 
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Zugriffs auf sein Privatvennögen zu schützen, durch seine Bei- 
träge, auf deren Wiedererlangung er ein für allemal verachtet, 
mitgewirkt, am ein selbständiges Objekt für die Angriffe der 
Gläubiger zu schaffen. Die SoJidarhaft des einzelnen Mitgliedes 
bedeutet überhaupt eine Verantwortlichkeit, deren sich gewiß nur 
wenige Mitglieder bei ihrem Eintritt in den Verein bewußt ge- 
wesen sind. Ferner scheint der Gesetzgeber selbst die 
Subsidiarität der personlichen Haftung zu begünstigen, wenn er 
dem Vercmsvermögen durch § 735 Z. P. O. eine prozessuale Selb- 
ständigkeit verleiht und zu einem leicht zugänglichen Befriedigungs- 
objekte macht"*) Schließlich bestimmt das B.G.B. im § 733, 
daß aus dem Gesellschaftsvermögen zunächst die gemeinschaft- 
lichen Schulden zu berichtigen seien. Aus letzterem Grunde kommt 
Oertmann" 7 ) in der Tat dazu, eine primäre Haftung des Vereins- 
vermögens anzunehmen; aber doch wohl mit Unrecht Die Be- 
stimmung des § 733 gilt nicht für alle Vereinsschulden, sondern 
nur für die nach Auflösung des Vereins erfolgende Auseinander- 
setzung. Und da eine primäre Haftung des Vereinsvermögens im 
übrigen nirgends im Gesetze angeordnet ist, ist das Resultat 
unvermeidlich, daß, so sehr die Subsidiarität der persönlichen 
Haftpflicht auch aus Billigkeitsrücksichten zu befürworten ist, sie 
doch nur da anzunehmen ist, wo sie zum Vertragsbestandteil 
erhoben ist 

Gleichwohl wird es das Bestreben jedes nichtrechtsfähigen 
Vereins sein, seine Mitglieder nicht nur vor Angriffen der Vereins- 
gläubiger nach Möglichkeit zu sichern, sondern solche überhaupt 
abzuwenden, dadurch, daß er den Umfang der Haftung für Ver- 
bindlichkeiten auf die Haftung mit Mitteln des Vereinsvermögens 
beschränkt 

Daß eine solche Beschränkung der Haftung im Wege des 
Vertrages zulässig ist, war bereits im gemeinen Rechte aner- 
kannt 1M ) Durch einen solchen Vertrag verzichtet der Gläubiger 
auf seine Befriedigung aus dem Privatvermögen des Schuldners. 
Reicht das Vereinsvermögen zu seiner vollen Befriedigung nicht 
aus, so ist das sein Schade, das weitere Vermögen des Schuldners 
ist seinem Zugriff entzogen. 189 ) Dieselben Grundsätze gelten auch 



136) Abrahamsohn a. a. 0. 8. 81. 

JS7) Oertmann, Anm. 2 b zu § 733. 

188) Vcrgl. Dernburg, Da« bürgert. Recht, Bd. 2 S. 12, 15. 

1W) Vergl. Entsch. d. R.-G. i. Ziv.-S. Bd. XII S. 230—231. 
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für das moderne Recht Die streitige Frage aber ist die, ob die 
Vereinsmitglieder lediglich durch eine Statatenbestimmung ihre 
Haftung auf das Vereinsvermögen beschranken können. 

Eine derartige Statutenbestimmung kann in zwei verschiedenen 
Formen aufgestellt werden. Entweder lautet sie: „Die Mitglieder 
haften für die Schulden des Vereins nur mit dem Vereinsvermögen'* 
oder „Der Vorstand ist in seiner Vertretungsmacht in der Weise 
beschränkt, daß er die Vereinsmitglieder nur mit dem Vereins- 
vermögen verpflichten kann". 

Die erste Form dieser Haftbeschränkung ist nun zweifellos 
nur eine einseitige Erklärung, die Dritten gegenüber nur Bedeutung 
erlangt, wenn sie entgegengenommen ist Dann ist aber die be- 
schränkte Haftung als Vertragsbestandteil aufgenommen. Um 
solche Fälle kann es sich naturlich hier nicht handeln; der Streit 
kann sich nur um die zweite Form der statutenmäßigen Be- 
schränkung der Haftpflicht drehen. 

Ist nun statutarisch die Vollmacht des Vorstandes dahin be- 
schränkt, daß er die Mitglieder nur mit dem Vereinsvermögen 
verpflichten könne, so handelt der Vorstand zweifellos ohne Ver- 
tretungsmacht, wenn er Geschäfte abschließt, die mit Mitteln des 
Vereinsvermögens nicht zu decken sind, und wird dem Dritten nach 
allgemeinen Grundsätzen und der Sonderbestimmung des § 54 
Satz 2 haftbar. Andrerseits folgt auch aus den allgemeinen Grund- 
sätzen der Stellvertretung, daß der Vollmachtgeber nicht über den 
Rahmen seiner Vollmacht hinaus verpflichtet werden kann. Aus 
diesem Grunde wird von einer großen Anzahl von Autoren, ins- 
besondere von Planck und Gierke, einer derartigen Satzungs- 
bestimmung Geltung beigemessen. 140 ) Demgegenüber aber ist von 
andrer Seite lebhaft bestritten, daß eine bloße statutenmäßige Be- 
schränkung der Haftpflicht Dritten gegenüber Wirksamkeit habe. 

So führen die Gegner 141 ) aus, daß auf diese Weise Verbands- 
formen geschaffen werden könnten, welche mit den Gesellschaften 
m. b. H. identisch wären, ohne die Vorschriften des Reichsgesetzes 
vom 20. April 1892 zu erfüllen, wonach von solchen Gesellschaften 



140) Planck, Bd. I Anra. 3 h z. § 54; Gierke a. a. 0. S. 39—40; Meurer a. a. 0. 
S. 138; Endemann a. a. 0. Bd. I S. 205 Anm. 16; Enneccerus- Lehmann 
a. a. 0. S. 108 ; Oertmann, Anm. 4 zu § 714. 

141) Hachenburg a. a. 0. S. 203; Eck a. a. 0. S. 85; Rehbein a. a. 0. S. 43; 
Standinger i. d. D. Jur.-Ztg. Bd. V (1900) S. 377; Abrahamsohn a. a. 0. 
S. 84 ff. 
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ein Stammkapital, eine gerichtliche oder notarielle Gründung und 
die Eintragung ins Handelsregister gefordert würde. 

Des weiteren führen die Gegner gegen die Zulässigkeit der 
Beschränkung ins Feld, daß die Satzung lediglich die Bedeutung 
eines Gesellschaftsvertrages habe, und daß sie in diesem Sinne 
lediglich die Mitglieder, nicht aber Dritte binde; wollten die Mit- 
glieder gleichwohl eine Wirkung der Satzungsbestimmung Dritten 
gegenüber haben, so könnten sie dies dadurch erreichen, daß sie 
nach Erfüllung der Formvorschriften sich als Gesellschaft m. b. Ii 
konstituierten. 141 ) 

Schließlich glauben die Qegner, durch eine Zulässigkeit der 
beschränkten Haftung der Mitglieder des nichtrechtsfähigen Ver- 
eins, die Rechtssicherheit Dritter in hohem Maße gefährdet, wo 
gerade das Gesetz die Tendenz deutlich bewiesen habe, die 
Interessen derselben zu schützen. 

Unsers Erachtens aber können diese Bedenken gleichwohl 
nicht die von Gierke und Planck vertretene Ansicht widerlegen. 
Zunächst übersehen die Gegner, daß ein Verein, der sich die be- 
schränkte Haftung durch Statutensatz verschafft, noch erheblich 
von der Gesellschaft m. b. H. verschieden ist, denn einerseits ist 
er nicht rechtsfähig und andrerseits haften ja gar nicht alle Mit- 
glieder beschränkt; der Vorstand haftet doch immer mit seinem 
ganzen Privatvermögen, seine Haftung kann durch Satzungs- 
vorschrift nicht beseitigt werden. 

Ferner irrt Rehbein, wenn er meint, daß die Satzung aus- 
schließlich für das Verhältnis der Mitglieder untereinander Be- 
deutung habe. Insoweit sie maßgebend ist für die dem Vorstande 
erteilte Vollmacht, hat sie auch für Dritte Bedeutung, denn sie gibt 
den Rahmen an, innerhalb dessen die Mitglieder berechtigt und 
verpflichtet werden, weist also insbesondere Dritte darauf hin, wer 
ihnen die Gegenleistung zu bewirken verpflichtet ist. Da nun die 
Beschränkung der Haftung auf einen Teil des Vermögens zweifel- 
los gültig ist, „so steht auch nichts im Wege, daß in der Satzung 
die Vertretungsbefugnis des Geschäftsftihrenden auf die Belastung 
des Vereinsvermögens oder eines Teiles davon beschränkt wird; 
es kann dann der Betreffende nur innerhalb dieser Schranken 
wirksam für den Verein kontrahieren". 148 ) 



142) Rehbein a. a. 0. S. 43. 

143) Oertmann, Anm. 4 z. § 714. 
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Aach die Zweckmäßigkeitsrücksichten, die die Gegner in ihrer 
Ansicht bestärken, sind unsers Erachtens unerheblich. Der Schutz, 
den das Gesetz dritten Personen gegenüber dem nicht rechts- 
fähigen Vereine gewähren will, bleibt ja unter allen Umständen 
bestehen, der Vertreter haftet immer persönlich. Schließlich ist 
es auch nicht zu viel verlangt, wepn man Dritten zumutet, sich 
über die Verhältnisse des Vereins zu erkundigen/ 44 ) Es besteht 
gewiß keine Pflicht dazu, aber ein vorsichtiger Geschäftsmann 
wird überhaupt nie kontrahieren, ohne sich über die Solvenz seines 
Vertragsgegners unterrichtet zu haben; und es ist gewiß nicht 
schwieriger, sich über die Verhältnisse eines nichtrechtsfähigen 
Vereins als über die einer Privatperson Aufklärung zu verschaffen. 

Schließlich möge noch die Frage erörtert werden, wie der 
Verein für außerkontraktliche Schulden des Vorstandes haftet. Für 
den rechtsfähigen Verein bestimmt § 31: „Der Verein ist für den 
Schaden verantwortlich, den der Vorstand, ein Mitglied des Vor- 
standes oder ein andrer verfassungsmäßig berufener Vertreter 
durch eine in Ausführung der ihm zustehenden Verrichtung be- 
gangene, zum Schadenersatz verpflichtende Handlung einem Dritten 
zufügt". Einige Autoren 146 ) stehen nun nicht an, diese Bestimmung 
auch für den nichtrechtsfähigen Verein anzunehmen. Diesem steht 
aber unsers Erachtens ein Zweifaches entgegen: Zunächst der 
äußere Grund, daß § 31 spezifisch materielles, für den rechts- 
fähigen Verein zugeschnittenes Recht enthält; materiell soll aber 
für den nichtrechtsfähigen Verein Gesellschaftsrecht gelten. 1 ") 
Sodann kann aber nach Gesellschaftsrecht ein Verein nur bis zu 
dem Maße der dem Vorstand übertragenen Vertretungsmacht 
haftbar gemacht werden; vernunftgemäß aber wird die Vollmacht 
nie zu einer zum Schadenersatz verpflichteten Handlung er- 
mächtigen. 141 ) 

§9. 
Der nichtrechtsfähige Verein vpr Gericht. 

Grundsätzlich können im Prozesse nur Rechtssubjekte als 
Partei auftreten. Demgegenüber hat aber das preußische Recht 



144) Endemann a. a. 0. Bd. I S. 205 Anm. 16. 

146) Hachenburg a. a. 0. S. 203; Deniburg a. a. 0. Bd. I § 66 IV. 

146) S. o. S. 25. 

147) Crome, System, S. 282, 263 Anm. 24; Eck a. a. 0. S. 85; Endemann 
a. a. 0. Bd. I S. 205 Anm. 16. 
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und die gemeinrechtliche Praxis den „erlaubten Privatgesell- 
schaften" und nichtrechtsfähigen Vereinen die Fähigkeit zuerkannt, 
als Partei vor Gericht aufzutreten, obwohl eine spezielle Gesetzes- 
vorschrift dieses Inhalts nicht existierte. Es mußte daher be- 
fremden, daß die neue Redigierung der Z. P. O. einen Zusatz zu 
§ 50 brachte, in welchem den nichtrechtsfähigen Vereinen aus- 
drücklich die Fähigkeit zuerkannt wird, im Prozesse als Beklagter 
aufzutreten. Einige Autoren 148 ) haben geglaubt, hieraus folgern 
zu dürfen, daß der nichtrechtsfähige Verein auch die aktive Partei- 
fähigkeit besitze, da das Gesetz zum mindesten nicht ausdrücklich 
dieselbe versage. Demgegenüber erkennen aber die Mehrzahl der 
Autoren, auch solche, die es lebhaft bedauern, daß die im gemeinen 
Rechte errungene volle Parteifähigkeit „auf eine Hälfte zurückge- 
schraubt werde", 149 ) wohl mit Recht an, daß das Gesetz durch die 
ausdrückliche Bewilligung der passiven die aktive Parteifähigkeit 
grundsätzlich versagen wollte. 150 ) 

Wenn auch Wach gewiß zuzustimmen ist, wenn er meint, daß 
„eine Partei, die nur verklagt werden kann, ein Unding, eine lebens- 
unfähige, gespaltene Prozeßgestalt sei", 161 ) so wird die Praxis 
gleichwohl dem Willen des Gesetzgebers sich unterwerfen müssen. 

Danach ist die Stellung des nichtrechtsfähigen Vereins im 
Prozesse nur eine passive; so lange er als Beklagter erscheint, 
ist er parteifähig und hat die Stellung eines rechtsfähigen Vereins, 
d. h. der Vorstand gilt als ein Organ und als gesetzlicher Vertreter, 
der die Parteieide schwört, die Mitglieder treten als Subjekte 
zurück und können Zeugeneide leisten. 

Ist es aber an sich schon hart, dem nichtrechtsfähigen Vereine 
die aktive Parteifähigkeit zu versagen, so wäre es direkt unbillig, 
wollte man ihm die sonstigen Mittel entziehen, mit welchen der 
Beklagte sich der Klage erwehren kann, mögen sie auch aggressiver 
Natur sein. Denn wenn das Gesetz dem nichtrechtsfähigen Vereine 
die aktive Parteifähigkeit versagte, so hatte es dabei bloß die 
Absicht, demselben die Einleitung eines selbständigen Prozesses 
unmöglich zu machen. Als verklagte Prozeßpartei ist der nicht- 
rechtsfähige Verein schlechthin dem Körperschaftsrecht unter- 



148) Vergl. z. B. Seuffert, Komm. z. Z. P. 0., Aum. 3 z. § 50. 

149) Gierke a. a. 0. S. 45. 

150) Vergl. Wach i. d. D. Jur.-Ztg. Bd. I S. 286 ff.; Hachenburg a. a. 0. 
S. 204; Eck a. a. 0. S. 84. 

151) Wach a. a. 0. S. 287. 
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stellt. Danach wird er bisweilen auch die Rolle des Klägers, auch 
die des Klägers in einem besonderen Prozesse tibernehmen können, 
wenn der neue Rechtsstreit mit dem ersten Prozesse in unmittel- 
barem Zusammenhange steht, etwa in dem Falle, daß der Verein, 
der gegen den Kläger ein obsiegendes Urteil erwirkt hat, die 
Beitreibung der Kosten auf Grund eines Kostenfestsetzungs- 
beschlusses durch neue Klage unternimmt, daß er die Nichtigkeits- 
und Restitutionskiage erhebt, daß er eine Gegenforderung in einem 
besonderen Verfahren geltend macht, daß er gegen die Zwangs- 
vollstreckung interveniert, und schließlich, daß er die Widerklage 
erhebt. 162 ) Andrerseits aber können die Vereinsmitglieder einen 
selbständigen Anspruch nur als notwendige Streitgenossen an- 
stellen oder in der Weise, daß sie ein Mitglied, in der Regel den 
Vorstand, zur Vertretung im Prozesse ermächtigen. Dann ist aber 
der Vorstand kein Organ, der Parteieide leistet; handelt er im 
Namen des Vereins, so ist unter Verein nur die Kollektivbezeich- 
nung der Mitglieder zu verstehen. Die Mitglieder selbst sind Partei, 
sie selbst leisten die Parteieide und sind als Zeugen nicht zuzulassen. 

Aus dieser halben Parteifähigkeit ergeben sich eine Reihe 
schwierige Fragen, insbesondere über die Wirkung der Rechts- 
hängigkeit und Rechtskraft für und wider den Verein, wenn in 
einem neuen Prozesse die Mitglieder als Partei auftreten. Kann 
ein Gläubiger, dessen Klage gegen den Verein abgewiesen ist, 
nunmehr gegen sämtliche Mitglieder dieselbe Klage richten, können 
Vereinsmitglieder, wenn der Verein unterlegen ist, in einem neuen 
Prozesse das Urteil gegen den Verein als nicht gegen sie ergangen 
behandeln? Gewiß nicht. Die Mitgliedergesamtheit und der Verein 
sind im Grunde identisch, und der Verein bleibt derselbe, mag er 
auch im Prozesse in der einen Richtung als juristische Person, 
in der andern Richtung als Gesellschaft behandelt werden. 

Am deutlichsten zeigt sich die Härte des § 50 Z. P. O. in 
solchen Fällen, wo der Verein mit seinen Mitgliedern selbst 
prozediert. Während das einzelne Mitglied alle seine Ansprüche 
durch eine Klage gegen den Verein verfolgen kann, müssen 
Forderungen des Vereins gegen seine Mitglieder durch eine Klage 
sämtlicher übrigen Mitglieder geltend gemacht werden. Da nun 
aber bei weitverbreiteten Vereinen mit einer Personenzahl, die 



152) So die herrschende Meinung, vertreten z. B. von Gierke a. a. 0., Eck 
a. a. 0., Swart a. a. 0. S. 68, A. M. Hachenburg a. a. 0. S. 479, 
Wach a. a. 0. 
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sich auf mehrere Hunderte beläuft, die Erlangung der Prozeß- 
bevollmächtigung durch alle einzelnen Mitglieder bereits mit 
solchen Schwierigkeiten verbunden ist, daß der Verein lieber ganz 
davon absteht, seinen Anspruch gegen das Mitglied gerichtlich zu 
verfolgen, so hat Qierke gewiß recht, wenn er meint, daß das 
ein Zustand sei, der in vielen Fällen nach Rechtsverweigerung 
schmecke, und wenn er wünscht, daß die Praxis durch ein Ge- 
wohnheitsrecht auch die aktive Parteifähigkeit des Vereins zur 
Anerkennung bringe." 8 ) 

Und es sind Anzeichen vorhanden, daß dieser berechtigte 
Wunsch sich erfülle. Das Reichsgericht hat nämlich in einer 
Entscheidung des dritten Zivil-Senats vom 19. Februar 1904 es für 
zulässig betrachtet, daß der Vorstand eines nichtrechtsfähigen 
Vereins im Namen der Mitglieder Klage durch einen Anwalt er- 
heben läßt. Das Reichsgericht geht dabei nicht auf die Frage ein, 
ob die Mitglieder selbst anonym bleiben können, sondern spricht 
von einer „Macht der jeweiligen Vorstandsmitglieder zur gericht- 
lichen Vertretung des nichtrechtsfähigen Vereins" auf Grund der 
statutarischen Bestimmungen. Dann ist aber das Ziel erreicht: 
der Verein klagt. „In einem Atem wird gelehrt, daß die sämtlichen 
Mitglieder als Streitgenossen zusammen wirken müssen, und daß 
der Vorstand gültig im Namen der jeweiligen Mitglieder pro- 
zessieren kann. Vergeblich würde es sein, wenn man leugnen 
wollte, daß das etwas andres sei, als der vor dem 1. Januar 1900 
vom Reichsgericht konstant befolgte Satz: Die korporativ organi- 
sierten Vereine können 164 ) als solche klagen und verklagt werden." 

§ 10. 
Die Auflösung des Vereins. 

Wie oben hervorgehoben ist, ist der nichtrechtsfähige Verein 
ein Verein im wahren Sinne, ein korporativ organisierter Personen^ 
verband, der im öffentlichen Vereinsrecht dieselbe Rolle spielt, 
wie die rechtsfähigen Korporationen. 

Wenn nun auch für sein Erlöschen grundsätzlich das Geseil- 
schaftsrecht maßgebend sein soll, so werden für seine Auflösung 
doch in der Regel dieselben Endigungsgründe in Frage kommen, 
wie die rechtsfähigen Korporationen. 



153) Gierke a. a. 0. S. 45. 

154) Hellwig im Recht, 8. Jahrgang Nr. 8 S. 207 ff. 
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wenn sein persönliches Substrat verloren geht, d. h. wenn die 
Mitgliederzahl unter 2 herabsinkt, er endigt ferner, wenn über 
seinen objektiven Bestand, das Vereinsvermögen, der Konkurs 
eröffnet wird, wenn die Zeit abläuft, für die er gegründet ist, wenn 
sein Zweck erreicht ist, oder die Erreichung desselben unmöglich 
geworden ist, wenn die Mitglieder die Auflösung des Vereins 
beschließen, 155 ) und schließlich, wenn die Auflösung aus Gründen 
j des öffentlichen Vereinsrechts durch einen Akt der Verwaltungs- 

r j behörde erfolgt 

Die Vorschriften des Gesellschaftsrechtes, die prinzipiell auch 
5 Anwendung finden sollen, sind nun zum größten Teil für einen 

r Verein wenig angemessen. Dank ihrer dispositiven Natur werden 

r . sie entweder durch eine abweichende Anordnung der Satzung, 

11 : oder soweit sie mit dem Wesen eines Vereins in direktem Wider- 

spruch 156 ) stehen, stillschweigend wegbedungen werden können. 157 ) 
'' Es ist daher wohl denkbar, daß ein nichtrechtsfähiger Verein in 

seinem Statut bestimmt, daß die Auflösung des Vereins, abgesehen 
von einem Akte der Verwaltungsbehörde, nur durch Beschluß der 
r Mitglieder- Versammlung erfolgen solle. 

Das Statut wird auch die Folgen der Auflösung aussprechen. 

n In formeller Hinsicht kann die Satzung eine Liquidation an- 

ß ordnen, die in vielen, ja allen Beziehungen der Liquidation eines 

rechtsfähigen Vereins gleichgestaltet ist Ja, es steht nichts im 

n Wege, daß die Satzung eine Bestimmung des Inhalts aufnimmt, 

daß für den Fall der Auflösung des nichtrechtsfähigen Vereins eine 
i* Liquidation stattfinden solle, wie sie das Gesetz für die rechts- 
fähigen Vereine in den §§ 48—50 angeordnet hat. Zu Liquidatoren 
berufen sind dann im Zweifel die Vorstandsmitglieder, die für die 
Dauer der Liquidation die Stellung von Vorstandsmitgliedern be- 
halten (geborene Liquidatoren). Natürlich können durch Beschluß 

j n der Mitglieder auch andre Personen als Liquidatoren bestellt 

v werden (gekorene Liquidatoren). 

1 Auch die materiellen Folgen wird in der Regel das Statut 
aussprechen. 



135) Besagt die Satzung nichts darüber, ob die Generalversammlung den 
Verein durch eine bestimmte Majorität der Stimmen auflösen könne, so 
kann bei rechtsfähigen Vereinen der AuflöBungsbeschluß jederzeit durch 
•/ 4 Majorität gefaßt werden, bei nichtrechtsfähigen Vereinen dagegen 
ist Einstimmigkeit erforderlich; s. o. S. 41. 

156) §§ 727, 728; s. o. S. 25; Hachenburg a. a. 0. S. 486. 

167) § 729 dürfte zwingend sein. 
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Das Vermögen des Vereins wird meistens demselben Schicksal 
unterworfen werden, wie das des rechtsfähigen Vereins: es kann 
unter die Mitglieder verteilt oder andern physischen oder 
juristischen Personen zugewiesen werden. Soll nun das Vereins- 
vermögen in das Privatvermögen seiner Mitglieder fallen, so tritt 
eine Aenderung in den Eigentumsverhältnissen zunächst nicht ein, 
das Vereinsvermögen bleibt gemeinschaftliches Vermögen, aber 
nicht mehr gebundenes Vermögen. Das Band des Gesamthands- 
verhältnisses ist zerschnitten; die Mitglieder bilden nur noch eine 
Gemeinschaft nach Bruchteilen, jedes kann die Teilungsklage an- 
strengen und über seinen Anteil verfügen. Soll aber laut Satzung 
oder Beschluß das Vereinsvermögen dritten Personen zugewandt 
werden, so ist Eigentumsübertragung an den einzelnen Bestand- 
teilen erforderlich. 

In Ansehung der Schulden gilt der nichtrechtsfähige Verein 
bis zur Beendigung aller schwebenden Geschäfte als fortbestehend 
und verklagbar; die Haftung bleibt also die gleiche wie vorher. 
Regelrecht sollte nun die Aufteilung des Vereinsvermögens unter 
die Mitglieder erst erfolgen, wenn die Schulden berichtigt sind. 
Hat aber gleichwohl eine Aufteilung des Vermögens vor der 
Schuldenberichtigung stattgefunden, so wird dies Versehen den 
ehemaligen Vereinsmitgliedern besonders schmerzlich werden, 
wenn der Gläubiger nunmehr von dem Einzelnen seine ganze 
Befriedigung verlangt Das eine Mitglied muß dann für die Schuld 
aller übrigen zunächst mit seinem Privatvermögen aufkommen, 158 ) 
es sei denn, daß im Statut eine Beschränkung der Haftung mit dem 
Vereinsvermögen wirksam angeordnet war. In solchen Fällen 
dürfte auch nach der Aufteilung das ehemalige Mitglied nur mit 
dem Anteile haften, der ihm aus dem Vereinsvermögen zugewiesen 
ist, und zwar aus dem Gesichtspunkte der ungerechtfertigten 
Bereicherung. 

Ist das Vereinsvermögen einer fremden physischen oder 
juristischen Person übertragen, so ist es nicht mehr als recht und 
billig, daß der Erwerber des Vermögens mit den Activis auch die 
Passiva übernimmt. Dies ist wohl eine durchaus statthafte analoge 
Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen des § 419 B. G. B. 159 ) 



158) s. o. S. 60. 

159) Vergl. Heilitze a. a. 0. S. 72; A M Hachenburg a. a. 0. S. 470. 
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Lebenslauf. 

Ich, William Karl Bauer, bin am 9. Juni 1882 zu Hildes- 
heim geboren als Sohn des Professors Dr. Bauer und dessen 
Gattin Anna, geb. Gade. Meine Schulbildung genoß ich auf 
dem Gymnasium Andreanum meiner Vaterstadt. Nach be- 
standener Reifeprüfung widmete ich mich dem Studium der 
Rechtswissenschaft auf den Universitäten zu Halle und Göttingen, 
bestand am 24. Juli 1903 in Celle mein erstes juristisches 
Staatsexamen und bin seitdem im Staatsdienste als Referendar 
in Liebenburg, Hildesheim und Hannover beschäftigt. 
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